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1 Einleitung 
 

Die Auslandsinvestitionen deutscher Unternehmen sind in den letzten Jahren deutlich 

gestiegen. Auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) werden zur Erhaltung ihrer 

Wettbewerbsfähigkeit in immer stä rkerem Maß e international tä tig. Die Expansion 

ins Ausland erfolgt überwiegend mit den Zielen Markterschließ ung und Absatzstei-

gerung.1 Ausgelöst wird dieser Trend durch nachhaltige Veränderungen der Güter- 

und Absatzmä rkte hin zu zunehmender Liberalisierung und Vernetzung. Sie erfor-

dern von den Unternehmen Marktstrategien und Anpassungsleistungen, die immer 

häufiger über den Rahmen der heimischen Mä rkte hinausgehen und einen internatio-

nalen Kontext aufweisen.2 

 

Besonders Unternehmen, die am Anfang ihrer Internationalisierungskarriere stehen, 

sind häufig auf die Sicherung des inländischen Unternehmensbestandes bedacht, 

wollen aber gleichzeitig die Chance zusä tzlicher Auslandsgeschä fte wahrnehmen. 

Dabei sind sie durch mangelhafte Informationen, geringes Auslands-Know-how und 

andere internationale Wachstumsschwellen in ihren Möglichkeiten zu kurzfristigem 

internen Wachstum im Ausland eingeschränkt.3 

 

Als Möglichkeiten, diese Schwellen zu überwinden, wird vielfach das Mittel der Ko-

operation mit anderen Unternehmen diskutiert. Hier können Ressourcen gebündelt 

und Risiken geteilt werden. Von den KMU mit Auslandsengagement sind ca. 10% in 

Kooperationen mit internationalen Partnern eingebunden.4 

 

Diese Form des Engagements ist nicht frei von Risiken. Zwar werden z.B. finanzielle 

Risiken gemindert, es kommen aber neue Risiken hinzu, wie das Risiko des Betruges 

durch den Partner. In der vorliegenden Arbeit sollen die Risiken der Internationali-

sierung mittels Kooperation sowie die Möglichkeiten ihrer Abschä tzung genauer 

untersucht werden. 

 

                                                 
1 Ohne Autor, http://www.kfw.de/DE/Research/PDF/beitr_11_2.pdf, Stand 21.2.2003 
2 Kokalj, Wolf (2001), S. 1 
3 Kaufmann (1993), S. 2 
4 Kokalj, Wolf (2001), S. 40 

http://www.kfw.de/DE/Research/PDF/beitr_11_2.pdf
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Hierzu soll zunächst der Rahmen der Internationalisierungsmöglichkeiten abgesteckt 

werden, auch als Globalisierung bezeichnet, um dann auf die Beschränkungen von 

KMU im internationalen Geschä ft einzugehen. Die Kooperation soll als Bewä lti-

gungsstrategie verschiedener Probleme aufgezeigt werden. 

 

Die Risiken sollen zunächst in allgemeiner Form dargestellt werden, um dann auf 

einzelne Kooperationstypen näher einzugehen. Die Abschä tzung der Risiken muss in 

der Praxis immer auf den Einzelfall bezogen werden, in dieser Arbeit sollen 

Hilfsmittel dazu dargestellt werden. 

 

 

Definitionen 

 

Die Europä ische Kommission5 definiert KMU wie folgt : Als KMU gilt ein Unter-

nehmen mit weniger als 250 abhängig Beschä ftigten, das nicht im Besitz von einem 

oder mehreren groß en Unternehmen ist. Genauer gesagt, ist ein "mittleres" Unter-

nehmen definiert als Unternehmen mit über 50, aber unter 250 Beschä ftigten, einem 

Jahresumsatz von maximal 40 Mio. ECU oder einer Jahresbilanzsumme von höchs-

tens 27 Mio. ECU. Zu den "kleinen" Unternehmen zählen solche mit weniger als 50 

Beschä ftigten, einem Jahresumsatz von höchstens 7 Mio. ECU oder einer Jahresbi-

lanzsumme von maximal 5 Mio. ECU. Als "sehr klein" werden Unternehmen mit 

weniger als 10 abhängig Beschä ftigten eingestuft. 

 

Die Definition des IfM Bonn6 ist etwas grober : Unternehmen bis 9 Mitarbeiter wer-

den als klein bezeichnet, bis 499 Mitarbeiter als mittel. Groß e Unternehmen haben 

500 und mehr Mitarbeiter. Die Umsatzgrenze für die Definition eines KMU beträgt 

100 Millionen DM, seit Juni 2002  50 Millionen € . Geändert hat sich in 2002 die 

Definition eines Kleinunternehmens, sie beträgt nun nicht mehr unter einer Million 

DM Umsatz, sondern unter einer Million € . 

 

 

 

                                                 
5 Bulletin EU (1996), http://europa.eu.int/abc/doc/off/bull/de/9601/p103082.htm, Stand 05.12.2001 
6 Institut für Mittelstandsforschung Bonn, http://www.ifm-bonn.org/ (Dienste), Stand 22.02.2003 

http://europa.eu.int/abc/doc/off/bull/de/9601/p103082.htm
http://www.ifm
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Tabelle 1 : Mittelstandsdefinition des IfM Bonn bis Juni 2002 in DM 

Unternehmensgrö ße  Zahl der Beschäftigten  Umsatz DM / Jahr  

klein  bis 9  bis unter 1 Millionen  

mittel  10 bis 499  1 bis 100 Millionen  
groß   500 und mehr  100 Millionen und mehr  

Quelle : IfM Bonn (2002) 

Tabelle 2 : Mittelstandsdefinition des IfM Bonn ab Juni 2002 in € 

Unternehmensgrö ße  Zahl der Beschäftigten  Umsatz € / Jahr  

klein  bis 9  bis unter 1 Million  

mittel  10 bis 499  1 bis 50 Millionen  

groß   500 und mehr  50 Millionen und mehr  
Quelle : IfM Bonn (2002) 

 

Kokalj / Wolff7 verstehen unter Internationalisierung jede Art der Aufnahmen 

erstmaliger oder zusä tzlicher grenzüberschreitender Aktivitä ten eines Unternehmens, 

woraus sich ein breites Spektrum an Internationalisierungsformen ergibt. 

 

Grob lassen sich die auslandsbezogenen Aktivitä ten in nicht investive und investive 

Internationalisierung einteilen. Zu den nicht investiven Auslandsaktivitä ten zählt der 

klassische Auß enhandel in Form von Im- und Exporten von Gütern und Dienstleis-

tungen. Unter die investiven Auslandsaktivitä ten fallen die kapitallosen und die kapi-

talgebundenen Auslandsinvestitionen. Die kapitallosen Auslandsinvestitionen um-

schließ en Lohnfertigung, Lizenzvergabe, Managementverträge, Franchising sowie 

Kooperations- und andere Abkommen. Die kapitalgebundenen Investitionen beinhal-

ten Direktinvestitionen für Errichtung / Erwerb eigener Produktionsstä tten, für Er-

richtung von Gemeinschaftsunternehmen oder für Beteiligungen an Unternehmen im 

Ausland.  

Die Grenzen zwischen handels- und investitionsbezogenen Auslandsaktivitä ten sind 

fließ end, da z.B. zwischenbetriebliche Kooperationsvereinbarungen auch mit einem 

Kapitaleinsatz verbunden sein können. 

 

Nach Hermann8 ist Risiko die Möglichkeit, dass sich Ziele aufgrund unvollkomme-

ner zugrunde liegender Erwartungen nicht erfüllen.  

                                                 
7 Kokalj / Wolff (2001), S. 2 
8 Hermann (1996), S. 15ff. 
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Diese Definition ist eine Synthese aus den drei von ihm beschriebenen Möglichkei-

ten der zielorientierten Definition (Risiko als Zielverfehlung), der entscheidungsori-

entierten Definition (Risiko als Fehlentscheidung) sowie der informationsorientierten 

Definition (Risiko als statistische Wahrscheinlichkeit). 

 

Die Definition für KMU wird teilweise enger oder weiter gefasst, an entsprechender 

Stelle wird darauf hingewiesen. Die Definitionen von Internationalisierung und Risi-

ko sind sehr weit gefasst, um die Arbeit auf eine breite Grundlage zu stellen. An spä -

terer Stelle wird noch der Begriff der Kooperation einzugrenzen sein. 

 

Ziel der Arbeit ist die Beschreibung von Risiken und Mittel zu ihrer Abschä tzung bei 

der Kooperation mit ausländischen Partnern zum Zweck des Eintritts auf internatio-

nale Mä rkte. 
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2 Internationalisierung von KMU 
 

2.1 Mittelstand und Internationalisierung 

 

2.1.1 Die Globalisierung der Mä rkte9 
 

Die Globalisierung der Mä rkte dieser Welt schreitet in einem rasanten Tempo voran. 

Laufende Regelungen zwischen einzelnen Ländern im Rahmen des weltweiten Zoll- 

und Handelsabkommens GATT10 und bilaterale Abkommen zwischen einzelnen 

Staaten führen zu erweiterten Wirtschaftsräumen. Als groß e zusammenhängende 

Wirtschaftsräume lassen sich der Europä ische Wirtschaftsraum (EWR) und die 

Nordamerikanische Freihandelszone (NAFTA) nennen. Durch die Hinwendung Ost-

europas zur Marktwirtschaft hat sich ein in seiner Dimension vergleichbarer Wirt-

schaftsraum geöffnet. Zusä tzlich gewinnt Asien mit China als größ tem und wachs-

tumsstarken Markt zunehmend an Bedeutung. 

 

Für viele Unternehmen bedeutet der Europä ische Binnenmarkt steigende internatio-

nale Konkurrenz. Besonders betroffen sind Wirtschaftszweige, in denen Größ envor-

teile eine wichtige Rolle spielen. Andererseits aber auch Branchen, welche bisher 

durch Subventionen und nationale Normen geschützt waren. Ö ffentliche Aufträge 

müssen, oberhalb bestimmter Grenzwerte, im gemeinsamen Binnenmarkt grenzüber-

schreitend ausgeschrieben werden. Hier entfä llt ein gewisser Schutz für inländische 

Unternehmen.  

 

Die Internationalisierung im Binnenmarkt wird gefördert durch staatliche Investiti-

onsanreize. So werben gerade weniger entwickelte Länder der EU mit Steuererleich-

terungen und niedrigen Lohnkosten für Direktinvestitionen.  

 

Die Reformstaaten Osteuropas, einschließ lich der Nachfolgestaaten der ehemaligen 

Sowjetunion, unternehmen gewaltige Anstrengungen, ihre Planwirtschaft auf die 

freie Marktwirtschaft umzustellen. Am weitesten fortgeschritten in diesem Prozess 

sind die Tschechische Republik, Ungarn und Polen. Die Nachfolgestaaten der Sow-

jetunion sind weniger weit fortgeschritten. Die EU unterstützt diesen Prozess zu-
                                                 
9 Rumer (1994), S. 15ff. 
10 General Agreement on Tariffs and Trade, heute : WTO (World Trade Organisation) 
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sammen mit der Weltbank und der Osteuropabank durch verschiedene Hilfspro-

gramme. Besonderes Interesse bei deutschen Unternehmen finden die Niedriglohn-

länder Tscheche Republik, die Slowakei, Ungarn, und Polen. 

 

Der Erdteil Asien nimmt mit seiner Bevölkerung von mehr als drei Milliarden Men-

schen einen bedeutenden Stellenwert in der Entwicklung der Weltwirtschaft ein. An-

gefangen mit dem Wirtschaftserfolg Japans seit den sechziger Jahren, gefolgt vom 

wirtschaftlichen Aufschwung der exportorientierten Schwellenländer des südostasia-

tischen Raumes. 1979 beschloss die Regierung Chinas, sich marktwirtschaftlich zu 

orientieren. Seitdem zeichnet sich die chinesische Wirtschaft durch ein starkes, kon-

tinuierliches Wachstum aus. Das Land ist dabei, sich zu einer Industrienation zu 

entwickeln. Bezogen auf die reale Kaufkraft ist China bereits heute die drittgröß te 

Volkswirtschaft der Welt, in der sich Exporteuren und Investoren ausgezeichnete 

Geschä ftsmöglichkeiten bieten. 

 

 

Der Einfluss der Ö ffnung der Mä rkte lässt sich durch die folgenden Merkmale be-

schreiben : 

- Neue Chancen, aber auch höhere Risiken durch verschä rften grenzüberschrei-

tenden Wettbewerb, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen. 

- Angestammte Marktnischen gehen verloren, neue müssen gefunden werden. 

- Innovation, Technologietransfer und Kooperationen gewinnen an Bedeutung 

- Strategien und Organisationsstrukturen der Unternehmen müssen neu orien-

tiert werden. 

- Gegebenenfalls muss ein Internationales Marketing aufgebaut werden. 

 

Die Betroffenheit des einzelnen Unternehmens hängt dabei nicht nur von der Unter-

nehmensgröß e und Branche ab, sondern auch von seinem spezifischen Kunden- und 

Lieferantenstamm. Handelt es sich vorrangig um lokale oder regionale Beziehungen, 

so ist die zu erwartende Auswirkung auf die Geschä ftstä tigkeit gering. Bei allen an-

deren Unternehmen sind erhebliche Auswirkungen durch die verschä rfte Wettbe-

werbssituation und Veränderungen im Kundenverhalten zu erwarten. 
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Generell wirkt die Globalisierung als starker Katalysator für grenzüberschreitende 

Kooperationen und Direktinvestitionen. Durch Kooperationen und Joint Ventures ist 

es im besonderen Maß e auch den kleinen und mittleren Unternehmen möglich, Stä r-

ken zu kombinieren und Schwächen zu kompensieren. Sie können ihre Wettbewerbs-

fähigkeit erhöhen, Marktbarrieren überwinden und neue Technologien erschließ en. 

 

 

2.1.2 Der Mittelstand im grenzüberschreitenden Geschä ft 
 

Die deutschen Mittelständler wickeln ihre Geschä fte meist vor der eigenen Haustür 

ab. Nur gut ein Viertel hat Beziehungen zum Ausland. Lediglich je 12 Prozent wol-

len künftig stä rker in anderen Staaten einkaufen bzw. dorthin exportieren. Gerade 

mal knapp 4 Prozent planen zusä tzliche Investitionen jenseits der deutschen Gren-

zen.11 

 

In Abb. 1 ist das Ergebnis einer Befragung des IW Köln zu Investitionsmotiven von 

Unternehmen im Ausland dargestellt. 

 

Abbildung 1 : Gründe für Auslandsengagements 

 
Quelle : http://www.iwkoeln.de/IWD/i-archiv/iwd33-00/g33-00-8.htm, Stand 18.12.2001 

                                                 
11 IW Köln, Stand 18.12.2001 

http://www.iwkoeln.de/IWD/i
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Lizenzvergabe 

Verkaufsniederlassung 

Als Joint Venture Als Tochtergesellschaft 

Vertragsmanagement für 
ausländische Unternehmen 

Mittelständische 
Unternehmung 

Franchising 

Export 

In Eigenregie 

 

Der meistgenannte Grund ist die Erschließ ung neuer Mä rkte, also das Wachstums-

motiv. Als zweites die Sicherung bestehender Mä rkte, also die Absicherung vorhan-

dener Exportmä rkte durch ein weitergehendes Engagement. Wichtig ist auch das 

Motiv der niedrigen Arbeitskosten, welches besonders bei Investoren in Mittel- und 

Osteuropa bedeutend ist.  

 

Die Möglichkeiten zur Internationalisierung sind dabei vielfä ltig. Kaufmann12 unter-

scheidet zwei grundsä tzliche Richtungen, die importorientierte und die exportorien-

tierte. Unternehmen können durchaus auch mit der importorientierten Internationali-

sierung beginnen, und durch die gewonnenen Erfahrungen dann selbst im Ausland 

aktiv werden. Dieser Weg soll jedoch nicht Bestandteil dieser Arbeit sein. Hier soll 

der Blick auf die exportorientierte Internationalisierung gelegt werden (s. Abb. 2). 

 

Abbildung 2 : Verschiedene Internationalisierungsformen 

Quelle : Nach Kaufmann (1993), S. 7 

 

Während das Joint Venture eine Reinform der Kooperation darstellt, sind der Export 

und eine selbst betriebene Verkaufsniederlassung typische Formen der Marktförmi-

gen Transaktion bzw. der Internalisierung von Transaktionen. Die anderen Formen, 

                                                 
12 Kaufmann (1993), S. 7 
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die Lizenzvergabe, das Franchising und das Vertragsmanagement, können, je nach 

der Ausgestaltung des Vertrages, kooperative Elemente enthalten.  

 

Im folgenden werden zwei Datenquellen zur Häufigkeit von internationalen Koope-

rationen von KMU ausgewertet, um einen Ü berblick über die Nutzung dieser Inter-

nationalisierungsstrategie zu bekommen 

 

 

2.1.3 Daten zu internationalen Kooperationen von KMU nach Krakowski13 
 

Die Datenbasis über internationale Kooperationen von KMU ist sehr beschränkt. 

Ü blicherweise werden Zeitungsartikel ausgewertet, um Informationen in diesem Be-

reich zu bekommen. So sind einige Datenbanken entstanden. Diese können jedoch 

nicht zur Bewertung der relativen Bedeutung der Globalisierung via Kooperationen 

von KMU herangezogen werden. Kooperationsabkommen von KMU werden norma-

lerweise nicht in Zeitungen veröffentlicht. Der einzig gangbare Weg, hier an Infor-

mationen zu kommen, sind Befragungen. So eine Untersuchung wurde vom Institut 

für Mittelstandsforschung 1989 unternommen (n= 485, KMU werden definiert als 

Unternehmen mit bis zu 1000 Beschä ftigten).  

 

Tabelle 3 : Transnationale Kooperationen von KMU 

 
Unternehmen mit 

Kooperationen in % 
 

Unternehmen mit 

Kooperationen in % 

Chemische Industrie 42,1 Leder, Textilien 20,0 

Stahl, Maschinenbau 39,7 Metall 18,2 

Einzelhandel 37,8 Nahrungsmittel 16,0 

Elektronik 30,8 Holz, Papier 9,7 

Kunststoff 26,1 Rohstoffe14 0,0 

Groß handel 23,9 Gesamt 29,9 

Quelle : Kaufmann et. al., Institut für Mittelstandsforschung, 1989 (keine nähere Angabe) 

 

 

                                                 
13 Krakowski u.a. (1993), S. 38 
14 Englischer Ausdruck „quarrying“ , nach Pons Wörterbuch : Steinbruch, frei übersetzt Rohstoffe. 
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Nach dieser Untersuchung sind Kooperationsvereinbarungen am meisten verbreitet 

im Maschinenbau und in der Chemischen Industrie. Am wenigsten Verbreitung fin-

den sie in den Bereichen Nahrungsmittel, Holz, Papier und Rohstoffe. Die Autoren 

merken an, dass Kooperationen weit verbreitet sind, wenn die Unternehmen auch 

beim Export und bei Direktinvestitionen stark sind. In einer Untersuchung der KfW15 

wird bemerkt, das Exporte und Direktinvestitionen hauptsächlich von Unternehmen 

mit einer guten Eigenkapitalrendite getä tigt werden. Geht man jetzt davon aus, das 

diese Unternehmen auch bei Kooperationen sehr aktiv sind, so kommt man mit den 

Autoren zu dem Schluss, dass diese verschiedenen Ausprägungen der Internationali-

sierung sich nicht ausschließ en, sondern vielmehr komplementä re Bausteine einer 

internationalen Strategie darstellen. Dies wird im wesentlichen auch bestä tigt in der 

folgenden Untersuchung. 

 

 

2.1.4 Internationale Kooperationen von KMU nach dem IfM Bonn16 
 

Kokalj und Wolff haben aus amtlichen und nichtamtlichen Statistiken eine Datenba-

sis zur Internationalisierung von KMU erstellt. Als KMU gelten Unternehmen des 

produzierenden Gewerbes und des Dienstleistungssektors mit einem Jahresumsatz 

von mindestens 250.000 DM bis 100 Mill. DM, Unternehmen des Einzelhandels mit 

mindestens 500.000 DM bis 100 Mill. DM Umsatz, sowie Unternehmen des Groß -

handels mit mindestens 1 Mill. DM bis 100 Mill. DM. Aus dieser Auswertung wer-

den hier die für diese Arbeit relevanten Daten dargestellt. 

 

Die untersuchte Grundgesamtheit beträgt 1.145.076 Unternehmen, davon haben 

383.000 mindestens eine Form des Auslandsengagements, das sind 33,4 %. Der An-

teil der Unternehmen mit Auslandskooperation von 10,5 % beträgt in absoluten Zah-

len 120.000. Viele Unternehmen betreiben mehrere Formen des Auslandsengage-

ments. Bezogen auf Kooperationen haben nur 4,9 % (19.000) ausschließ lich eine 

Kooperation, 14,5 % (55.000) betreiben Auß enhandel und Kooperation, 1,7 % 

(7.000) haben eine Direktinvestition und Kooperation und 10,4 % (40.000) betreiben 

sowohl Auß enhandel, Direktinvestition als auch Kooperation. 

 

                                                 
15 Ohne Autor (1999), S. 2f. 
16 Kokalj, Wolff (2001), S. 38ff. 
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Abbildung 3 : Anteil der Unternehmen mit Auslandskooperationen nach Umsatzgröß enklassen 

6,00% 6,20%

12,00%

24,50%
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500.000 -          
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1 - 5 Mill. 5 - 100 Mill. Insgesamt
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Sign. 0,000

 
Quelle : Mind-Daten (1999), Kokalj, Wolff (2001) 

 

Trotz der Einschränkung der Grundgesamtheit auf o.g. Umsatzgröß enklassen ergibt 

sich ein gutes Bild der Auß entä tigkeit von KMU. Die Autoren weisen darauf hin, 

dass ihre Zahlen zwar nur 41,6 % der in der Umsatzsteuerstatistik erfassten Unter-

nehmen ausmachen (32.500 –  100 Mill. DM Jahresumsatz), diese jedoch 98,7 % des 

Gesamtumsatzes aller mittelständischen exportierenden Unternehmen darstellen mit 

einem Exportumsatzanteil von 98,5 %. Damit wird der Bereich der mittelständischen 

Unternehmen, für die Internationalisierung überhaupt in nennenswertem Umfang in 

Frage kommt, fast vollständig abgedeckt.  

 

Das Auslandsengagement in Form von Kooperationsvereinbarungen ist für den Mit-

telstand die am leichtesten zu verwirklichende Internationalisierungsform, vor dem 

Beteiligungserwerb und vor der Entscheidung, einen ausländischen Produktions-

standort zu wählen. Dies gilt für alle Wirtschaftsbereiche, denn ebenso wie für die 

Direktinvestitionsneigung ist auch für die Kooperationsneigung kein Wirtschaftsbe-

reichseinfluss feststellbar, die Kooperationsneigung ist in allen Wirtschaftsbereichen 

im Unterschied zur Untersuchung von Krakowski (Kap. 2.1.3) gleich hoch.  

 

Für die Internationalisierung mittels grenzüberschreitender Kooperation besteht ein 

signifikanter Zusammenhang zwischen der Unternehmensgröß e und der Kooperati-

onshäufigkeit : Die Wahrscheinlichkeit grenzüberschreitender Kooperation steigt 

proportional zur Unternehmensgröß e an. Insgesamt beläuft sich die Auslandskoope-
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rationsquote auf 10,5%. In der kleinsten Größ enklasse haben 6,0% eine Zusammen-

arbeit mit ausländischen Unternehmen vereinbart, in der höchsten Größ enklasse be-

trägt die Kooperationshäufigkeit rund das Vierfache dieses Wertes (vgl. Abb. 3). 

 

Insgesamt betrachtet zeigen die Befunde eine fortgeschrittene Internationalisierung 

der mittelständischen Unternehmen. Dabei dominiert hier die klassische handelsori-

entierte Internationalisierungsstrategie mit 53,5 % Unternehmen, die nur in diesem 

Bereich tä tig sind. Immerhin 15 % betreiben aber gar keinen grenzüberschreitenden 

Handel, sondern sind nur mit anderen Formen der Internationalisierung aktiv. 10,4 % 

können bereits als sehr weitgehend internationalisiert gelten in Hinsicht auf ihr En-

gagement in Handel, Direktinvestitionen und Kooperationen. Im Hinblick auf die 

Managementerfordernisse dieser vielfä ltigen Auslandsaktivitä ten ist ihre Internatio-

nalisierungsstrategie als sehr komplex zu bezeichnen.  

 

Die Globalisierungszwänge wirken sich also auch im Mittelstand aus, wobei bereits 

ein beträchtlicher Teil der kleinen und mittleren Unternehmen auf diese Herausforde-

rung mit Auslandsaktivitä ten reagiert hat.  

 

 

2.1.5 Zusammenfassung der Ergebnisse 
 

Die Globalisierung bietet durch die Ö ffnung der Mä rkte verstä rkt Chancen, aber 

auch Risiken. Erfolgreiche Unternehmen können im grenzüberschreitenden Geschä ft 

neue Mä rkte erschließ en und damit wachsen.  

 

Die beiden statistischen Untersuchungen zeigen, dass diese Chance auch von vielen 

Unternehmen genutzt wird, hier vor allem ausgewertet nach der Kooperationshäufig-

keit. Die Untersuchung von Krakowski et. al. beachtet Unternehmen bis 1000 Mitar-

beiter, und kommt dadurch auf eine wesentlich höhere Kooperationsquote als Kokalj 

/ Wolff. Dies lässt sich erklä ren, wenn man berücksichtigt, dass Kokalj nur Unter-

nehmen bis 500 Mitarbeitern untersucht, und dabei eine stark steigende Kooperati-

onshäufigkeit bei wachsender Unternehmensgröß e feststellt. Beide Untersuchungen 

entstammen dem Institut für Mittelstandsforschung Bonn. Sie liegen zeitlich sehr 

weit auseinander, kommen aber zu kompatiblen Ergebnissen. Beide setzen dabei 

unterschiedliche Schwerpunkte. Wie bereits beschrieben, gibt es zu internationalen 
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Kooperationen so gut wie kein statistisches Material. Die beiden vorliegenden Unter-

suchungen wurden ausgewählt, weil sie den Untersuchungsgegenstand nach ver-

schiedenen Aspekten gut ausleuchten. 

 

In Kapitel 2.1.1 wird nach Rumer ausgeführt, dass besonders Unternehmen mit Grö-

ß envorteilen (economies of scale) sowie besonders geschützte Branchen vom 

internationalen Wettbewerb stark betroffen sind. Spä ter wird nach dem gleichen Au-

tor beschrieben, dass die Betroffenheit der einzelnen Unternehmen nicht von Größ e 

oder Branche abhängt, sondern vielmehr von seiner regionalen oder überregionalen 

Ausrichtung in Bezug auf den Kundenstamm. In Kapitel 2.1.4 werden dann Kokalj / 

Wolff mit der Aussage zitiert, dass für die Internationalisierung mittels grenzüber-

schreitender Kooperation ein signifikanter Zusammenhang zwischen Unternehmens-

größ e und (länderübergreifender) Kooperationshäufigkeit besteht. 

Diese Aussagen scheinen sich zu widersprechen, einmal geht es um Größ envorteile, 

dann spielt die Größ e keine Rolle, schließ lich wird ein Zusammenhang zwischen 

Größ e und Auslandstä tigkeit festgestellt. Die Aussagen widersprechen sich jedoch 

nicht, wenn man beachtet, dass es um jeweils andere Aspekte geht : Einerseits um 

Strukturmerkmale der Umwelt und des Marktes, andererseits um empirische Befunde 

über alle Unternehmen. 

 

 

2.2 Probleme von kleinen und mittleren Unternehmen bei der Internationali-

sierung17 

 

In diesem Kapitel sollen die Bedingungen von KMU als Grundlage für die Internati-

onalisierung dargestellt werden. Die Unternehmen müssen dabei größ enspezifische 

Beschränkungen überwinden, welche sich von Problemen von Groß unternehmen 

unterscheiden. Weitere Probleme ergeben sich aus der Natur von KMU. Zu nennen 

sind beschränkte finanzielle Ressourcen und Managementkapazitä ten, geringer Zu-

gang zu Informationen, Neigung zu kurzfristigen Plänen und beschränkte Fähigkei-

ten zum Wissenstransfer.  

 

 
                                                 
17 United Nations Conference on Trade and Development (1993), S. 135ff. Ä hnliche Darstellungen 
wie die der verwendeten Quelle finden sich bei Thelen(1993), Kaufmann(1992) sowie Rumer(1995). 
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2.2.1 Problem der geringen Größ e 
 

Das internationale Geschä ft enthä lt größ ere Risiken als der Heimatmarkt. Dies gilt 

sowohl für KMU als auch für Groß unternehmen. KMU sind aber stä rker bedroht, da 

aufgrund ihrer geringeren Kapitalausstattung bereits ein einziger Fehlschlag zur Ge-

fährdung des gesamten Unternehmens führen kann.  

In einer Befragung der Vereinten Nationen zu den Hindernissen und Vorteilen der 

geringen Größ e von KMU für eine ausländische Direktinvestition gab nur ein Viertel 

der Unternehmen an, dass ihre Größ e hinderlich ist. 40 Prozent dagegen betrachteten 

dies nicht als Hinderungsgrund. Bei internationalen Marketing- und Verkaufsaktivi-

tä ten sahen sogar nahezu die Hä lfte der Unternehmen ihre geringe Größ e als Vorteil 

an. Es ist möglich, dass eine einfache Konstruktion des Marketing- und Verkaufs-

netzwerkes, zusammen mit schnellen Entscheidungswegen, die Internationalisierung 

von KMU vereinfacht. 

Allerdings müssen die Ergebnisse der Befragung auch mit Vorsicht behandelt wer-

den. Die befragten Unternehmen waren alle schon internationalisiert, und sie hatten 

durchschnittlich 286 Beschä ftigte. Dies sind schon eher mittlere als kleine Unter-

nehmen. Auß erdem lag ihr Marktanteil im Heimatmarkt bei durchschnittlich 30 Pro-

zent. Das heiß t, in ihrem Markt waren sie durchaus führend, was eine gute Kapital-

basis vermuten lässt. Nach Buckley18 ist noch anzumerken, dass bereits internationa-

lisierte KMU dazu tendieren, in ihrer Führung spezialisiertes Know-how herauszu-

bilden, was die Risikoeinschä tzung weiter mindern dürfte. 

Trotz der Kritik bleibt festzuhalten, das KMU im internationalen Geschä ft nicht nur 

größ enspezifische Risiken tragen, sondern dass sie auch ihre größ enspezifischen 

Vorteile ausspielen können. 

 

 

2.2.2 Beschrä nkte finanzielle Ressourcen 
 

Kapitalknappheit ist eine typische Eigenschaft von KMU. Ö ffentliche Institute19, 

welche mit ausländischen Direktinvestitionen von KMU befasst sind, benennen die 

finanzielle Schwäche als das Hauptproblem bei ausländischen Direktinvestitionen. 

                                                 
18 Buckley, 1999, S. 99ff. 
19 UNCTAD (1993), S. 135ff. 
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Kredite für neue Investitionen sind regelmä ß ig mit Hindernissen behaftet. Schon für 

das Basis - Investment sind Kredite nur schwer zu bekommen.  

Weiterhin achten KMU auf eine sehr enge Kontrolle des ausländischen Tochterun-

ternehmens, jedoch ist eine Begrenzung der finanziellen Aufwendungen nicht ein-

fach. 

KMU haben wesentlich weniger Zugang zu Informationen über das ökonomische 

Umfeld, mögliche Finanzierungsquellen oder Zugang zu internationalen Finanzinsti-

tutionen als Groß unternehmen. Auch sind sie im Ausland weniger bekannt und müs-

sen deshalb weit bessere Geschä ftsaussichten vorweisen, um Finanzinstitutionen zur 

Begleitung ihrer Internationalisierung zu bewegen. Dies kann zu negativen Entschei-

dungen für Projekte führen, die eigentlich kommerziell vielversprechend wä ren. 

Zur Umgehung solcher Schwierigkeiten können KMU Joint Ventures oder andere 

Kooperationsformen mit anderen Firmen eingehen. Eine beträchtliche Anzahl dieser 

Projekte sind nicht kapitalgebunden und erfordern keine hohen finanziellen Einsä tze. 

 

 

2.2.3 Beschrä nkte Managementkapazitä ten 
 

Ein Kennzeichen von KMU ist die Person des Eigentümer –  Unternehmers, dem das 

Unternehmen gehört und der es gleichzeitig leitet. Der Unternehmer trifft alle wich-

tigen Entscheidungen und hat oft auch einen starken Einfluss auf das Tagesgeschä ft. 

Es gibt natürlich auch KMU, die von angestellten Managern geführt werden, aber in 

den meisten Fä llen werden nahezu alle Entscheidungen von einer Person oder einer 

kleinen Gruppe getroffen. 

Als Konsequenz ihrer vielen Aufgaben sind Manager von KMU meist stark bean-

sprucht von laufenden Vorgängen und können nur wenig Zeit für die Analyse von 

neuen Möglichkeiten aufwenden. Die Notwendigkeit, schnell auf alltägliche Proble-

me reagieren zu müssen, mindert die Möglichkeit der Erkundung zukünftiger Chan-

cen. Speziell eine ausländische Direktinvestition ist ein Projekt, bei dem viele neue 

und ungewohnte Dimensionen in der Planung berücksichtigt werden müssen und das 

deshalb sehr groß e Managementkapazitä ten in Anspruch nimmt. Diese Art von Pro-

jekten ist deshalb schwer für kleinere Unternehmen zu bewä ltigen.  
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Ungenügende Managementkapazitä ten sind das zweitgröß te Hindernis für KMU laut 

einer Untersuchung der UNO20. Insbesondere kleine und sehr kleine Unternehmen 

haben oft nicht die notwendigen Managementkapazitä ten, um eine Direktinvestition 

zu tä tigen. Das heiß t nicht, dass die Probleme anderer Formen der Internationalisie-

rung die selben wie bei Direktinvestitionen sind. Beispielsweise haben die verbesser-

ten Möglichkeiten der Kommunikation (durch neue Technologien) die benötigten 

Ressourcen für eine Entscheidungsfindung verringert. Trotzdem bleibt die Knappheit 

von Humanressourcen ein Hindernis für KMU im internationalen Geschä ft. 

 

 

2.2.4 Beschrä nkte internationale Erfahrungen 
 

Neu in das internationale Geschä ft eintretende KMU betreten damit ein komplexes 

Terrain, in dem sie ihre bisherigen Erfahrungen nicht voll einbringen können. Das 

gilt auch für nicht internationalisierte Groß unternehmen, aber KMU sind davon bei 

einigen Aspekten stä rker betroffen. 

 

Ungenügende Informationen über das Zielland vor der Implementierung eines Pro-

jektes können zu suboptimalen Entscheidungen führen. Beispielsweise, ob Vorpro-

dukte lokal produziert oder importiert werden, bei der Wahl eines lokalen Partners, 

welche Produkte produziert werden etc. Mangelnde Informationen über das Zielland 

sind ein Problem, das ebenso häufig auftritt wie finanzielle Probleme. 

 

Die Errichtung einer ausländischen Produktionsstä tte durchläuft verschiedene Pha-

sen, die näher analysiert werden müssen. Eine dieser Phasen ist die Wahl des Ziel-

landes. KMU bauen eine ausländische Produktionsstä tte in einem Land nicht etwa 

deshalb auf, weil das die beste aller zur Auswahl stehenden Möglichkeiten ist, son-

dern meist aufgrund der Prä ferenz des Unternehmers oder der Manager. Die endgül-

tige Entscheidung kann auf kultureller Ü bereinstimmung (psychologischer Nähe) 

oder früherer guter Erfahrungen mit einem Land oder einem Partner aufbauen. Eben-

so kann die räumliche Distanz (physische Nähe) eine Rolle spielen21. Es wird eine 

Studie22 zitiert, nach der 20% aller KMU, die Tochtergesellschaften im Ausland ge-

                                                 
20 UNCTAD (1993), S. 135ff. 
21 Buckley (1999), S. 99 - 108 
22 UNCTAD (1993), S. 135ff. 
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gründet haben, vorher keine alternativen Standorte geprüft hatten. Die Zahl war noch 

wesentlich höher bei KMU, die nur technische Ü bereinkommen mit lokalen Unter-

nehmen getroffen hatten (etwa 70%).  

 

Mangelnde internationale Erfahrung kann dazu führen, dass KMU die erforderlichen 

Prozeduren und Techniken des internationalen Geschä ftes nicht bewä ltigen. Bei-

spielsweise haben sie keine Erfahrungen darin, Steuern über Ländergrenzen hinweg 

zu optimieren, Geldmittel über Grenzen zu bewegen oder ihr Know-how bei interna-

tionalen Geschä ften einzubringen. Alle diese Fähigkeiten sind für das gewinnbrin-

gende Management von internationalen Projekten wichtig.  

 

Auch bei Verhandlungen mit ausländischen Regierungsstellen kann sich mangelnde 

internationale Erfahrung auswirken. KMU sind nicht vorbereitet auf langandauernde 

und komplexe Verhandlungen mit Regierungsstellen, was dazu führen kann, dass ein 

Projekt aufgegeben wird, das eigentlich rentabel durchführbar wä re. Teilweise hat 

dies damit zu tun, dass KMU aufgrund ihrer beschränkten Managementkapazitä ten 

nicht über längere Zeit Führungskrä fte für solche Verhandlungen abstellen können.  

 

Mangelnde internationale Erfahrung kann bis zu einem gewissen Grade ausgeglichen 

werden durch das Wissen von Partnern und Kunden. Folgen KMU einem Abnehmer 

in ein Land, so können von diesem Informationen gewonnen werden. Das selbe gilt, 

wenn ein Projekt mit einem Partner durchgeführt wird, der bereits über internationale 

Erfahrungen verfügt. 

 

 

2.2.5 Prä ferenz für kurzfristige Ziele  
 

Am Beispiel der abstrakten Betrachtung der finanziellen Last durch ausländische 

Direktinvestitionen zeigt sich, dass KMU auf einen schnelleren Kapitalrückfluss 

Wert legen als Groß unternehmen. Direktinvestitionen bedeuten für KMU eine starke 

finanzielle Belastung. Da sie nicht den selben Zugang zu langfristigen Krediten ha-

ben wie Groß unternehmen, ist ein schneller Rückfluss der Investitionen wichtig für 

sie. Eine andere Erklä rung ist, dass die Unternehmen die Lebensdauer ihres Know-

how zu kurz einschä tzen. Als Folge nehmen sie ihre ausländischen Unternehmungen 

in nur geringem Maß e als eine Chance zum Wachstum ihrer Fähigkeiten wahr, lang-
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fristig, als Folge eines Lernprozesses, ihr Know-how in einen anderen ökonomischen 

und sozialen Kontext einzubringen. 

 

 

2.2.6 Beschrä nkte Fä higkeiten zum Wissenstransfer 
 

Die Fähigkeit, Wissen zu ausländischen Töchtern zu transferieren, unterscheidet sich 

grundlegend von der Fähigkeit, ein Produkt herzustellen und zu vermarkten. Die Fä -

higkeit zum Wissenstransfer bei KMU kann kleiner sein als die in Groß unternehmen. 

KMU sind weniger darauf eingestellt, ihr Wissen zu transferieren, da der Formalisie-

rungsgrad von Wissen klein ist. Da das Wissen und die Erfahrung des Unternehmens 

sich mit den einzelnen Mitarbeitern verbindet, sind sie weniger in der Lage, dieses 

Wissen in Handbücher und Pläne umzusetzen. Diese Eigenschaften stellen ein Hin-

dernis für die Teilnahme an der internationalen Produktion für KMU dar. Dafür gibt 

es drei Gründe. 

 

Erstens haben KMU meist nur einen einzigen Produktionsstandort. Daher müssen sie 

kein detailliertes System von Handbüchern ausarbeiten, um eine effiziente Produkti-

on zu gewährleisten. Groß unternehmen müssen ihr akkumuliertes Wissen formalisie-

ren, um eine technische Interaktion zwischen ihren Produktionsstä tten zu ermögli-

chen. 

 

Zweitens erlaubt die typische Größ e eines KMU eine direkte Kommunikation von 

Mitarbeitern unterschiedlicher Ebenen, was in Groß unternehmen nicht ohne weiteres 

möglich ist. Engere persönliche Kontakte implizieren eine geringere Notwendigkeit 

formeller Kommunikation. 

 

Drittens sind KMU meistens in Branchen tä tig, in denen angepasste Produktion vor-

herrscht, während Groß unternehmen meist in der standardisierten Massenproduktion 

tä tig sind. Die Produktion von Gütern und Dienstleistungen mit hoher Kundenspezi-

fitä t wird meist von gut ausgebildetem Personal betrieben, welche sich auf ihre Er-

fahrung und ihre Geschicklichkeit stützen. Auch wenn sie nach Handbüchern oder 

Vorschriften arbeiten, so ist die Art, wie sie ihre Aufgaben verrichten, nicht in diesen 

Materialien beschrieben. Weil diese Komponenten bei kundenspezifischer Produkti-
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on wichtiger sind als in der prozessorientierten Produktion, ist der Transfer solcher 

Technologien ein schwieriges Unterfangen.  

 

Für KMU gibt es eine andere Möglichkeit, den niedrigen Formalisierungsgrad zu 

kompensieren. Die Träger des Know-how, die Mitarbeiter, müssen den Transferpro-

zess bewä ltigen. Auch hier bauen sich wieder Hindernisse auf. Aufgrund der weni-

gen Mitarbeiter mit den notwendigen Schlüssel - Qualifikationen ist das Abstellen zu 

einer ausländischen Tochter nicht einfach. Sie fehlen dann im Stammbetrieb. Die 

Tatsache, dass der Transfer der Technologien einen hohen Einsatz von Humankapital 

erfordert, kann ein Grund dafür sein, warum sich KMU oft für Joint Ventures ent-

scheiden, da hier auch das Personal der Partnerfirma am Transferprozess beteiligt ist. 

 

Eine andere Möglichkeit, die von KMU oft beschritten wird, ist die Ausbildung von 

ausländischem Personal am Stammsitz. Damit wird allerdings die mögliche Zahl der 

auszubildenden Personen begrenzt. Deshalb müssen oft erhebliche Anstrengungen 

unternommen werden, Personal im Ausland zu schulen, um effizient Wissen zu 

transferieren. Dies ist nicht ohne Risiko, da die ausgebildeten Personen sich auch 

andere Arbeitgeber suchen können. Auß erdem müssen dafür Mitarbeiter aus dem 

Stammbetrieb für eine relativ lange Zeit ins Ausland. 

 

Insgesamt sind beschränkte Fähigkeiten zum Wissenstransfer im Vergleich mit ande-

ren Restriktionen keine erhebliche Hürde für KMU bei der Internationalisierung. Die 

Internationalisierung ist ein Lernprozess und stellt KMU auf eine andere Basis, unter 

Berücksichtigung der Transfermöglichkeiten. Ist ein Transfer einmal erfolgreich ver-

laufen, können auf dieser Grundlage neue internationale Projekte in Angriff genom-

men werden. Die Fähigkeit zum Wissenstransfer kann in erfolgreichen internationa-

len Projekten aufgebaut werden. 

 

 

2.3 Zusammenfassung 

 

Die Umweltbedingungen für viele KMU ändern sich, und es zeigt sich, dass viele 

von ihnen bereits auf die neuen Anforderungen reagieren. Dies je nach Größ e in un-

terschiedlichem Maß e. Allerdings darf man auch annehmen, dass größ ere KMU von 
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den Umweltänderungen stä rker betroffen sind. Die Form der Kooperation nimmt hier 

durchaus einen relevanten Stellenwert ein. Sie stellt ein oft gewähltes Mittel dar, die 

Anforderungen der Internationalisierung zu bewä ltigen. 

 

Diese Anforderungen sind durchaus existenzieller als in Groß unternehmen, da ein 

Misserfolg sich stä rker auswirkt. Auch besteht bei KMU eine Ressourcenknappheit 

in den Bereichen Management und Kapital. Wie beschrieben ist die geringe Größ e 

aber für sich noch kein Hinderungsgrund. KMU sind flexibler und können ihre kur-

zen Kommunikationswege zu ihrem Vorteil nutzen. Auch können sie durch ein 

schrittweises Vorgehen zunächst Erfahrungen sammeln, die sie dann Risikomindernd 

einsetzen können. 
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3 Kooperation als Bewä ltigungsstrategie der Internationalisierung 
 

3.1 Definition des Begriffes „ Kooperation“  

 

Etymologisch betrachtet lässt sich Kooperation auf das lateinische „cooperatio“  zu-

rückführen, was „Mitwirkung“  oder „Zusammenarbeit“  bedeutet.23 

 

Thelen weist darauf hin, dass für Kooperationen unterschiedliche Begriffe verwendet 

werden, wie Koalition, Verband, Allianz oder strategische Allianz.24  Diese Begriffe 

meinen im Einzelfall immer eine Kooperation, aber in unterschiedlichen Ausprägun-

gen. Der Begriff strategische Allianz meint z.B. auch Fusionen und Ü bernahmen.  

 

Kaufmann25 lehnt eine enge Definition des Begriffes ab. Er betrachtet Kooperation 

als Grundlage der arbeitsteiligen Wirtschaft, durch welche die Spielformen der Zu-

sammenarbeit zwischen Unternehmen beschrieben werden. Deren beobachtete Viel-

falt in der Empirie verlangen nach einer weiten Fassung des Begriffes. Unterschied-

lich sind die Ausprägungen der Zusammenarbeit, Ü bergänge und Zwischenformen 

sind fließ end. Er sieht ein Kontinuum von Organisationsformen, die gedanklich zwi-

schen den Eckpunkten Markt und Hierarchie liegen.  

 

So soll die Annäherung an den Begriff über konstitutive Merkmale erfolgen, die für 

den Bereich dieser Arbeit relevant sind. Konstitutive Merkmale von internationalen 

Kooperationen zwischen mittelständischen Unternehmen sind26 : 

 

• Selbständigkeit 

• Freiwilligkeit 

• Bewusste vertragliche Vereinbarung 

• Aktive gemeinsame Zielerreichung 

• Gleichberechtigung 

• Sitz in verschiedenen Staaten27 

                                                 
23 Strohmayer (1996), S. 25 
24 Thelen (1993), S. 46 
25 Kaufmann (1993), S. 32f. 
26 nach Strohmayer (1996), S. 26ff. 
27 Kaufmann (1993), S. 33 
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Das erste konstitutive Element ist die rechtliche und wirtschaftliche Selbstä ndigkeit 

der an der Kooperation beteiligten Unternehmen. Diese ist abzugrenzen von der Un-

abhängigkeit von Unternehmen in einem Konzern, sowie der Aufgabe der rechtli-

chen und wirtschaftlichen Selbständigkeit, der Fusion. Jedes Unternehmen muss je-

derzeit die Möglichkeit haben, ohne rechtlich oder wirtschaftlich existenzielle Kon-

sequenzen aus der Kooperation auszuscheiden. 

 

Die Beteiligung an einer Kooperation ist für alle Partner freiwillig, unbeachtet von 

wirtschaftlichen und unternehmenspolitischen Sachzwängen, die zu einer Kooperati-

on führen. Diese Sachzwänge führen bei unterschiedlichen Unternehmen nicht 

zwangsläufig dazu, dass eine Veränderung der Situation mittels Kooperation ange-

strebt wird. Anders herum bedingt die Freiwilligkeit auch, dass die Zusammenarbeit 

grundsä tzlich im Rahmen der vertraglichen Vereinbarungen von einem der Partner 

beendet werden kann. 

 

Für die Kooperation ist weiterhin charakteristisch, dass sie auf einer bewussten ver-

traglichen Vereinbarung beruht, entweder einer mündlichen oder einer schriftli-

chen, als Ergebnis eines bewussten Entscheidungsprozesses. Somit soll die Koopera-

tion hier abgegrenzt werden von freiwilligen oder verpflichtenden Mitgliedschaften 

in Vereinen oder Verbänden. Eine weitere Abgrenzung soll erfolgen von „Still-

schweigenden Kooperationen“ , von mehr oder weniger zufä lligem Parallelverhalten 

mehrerer Unternehmen, welches nicht auf vertraglichen Vereinbarungen beruht. 

 

Weiterhin soll genannt werden die aktive gemeinsame Zielerreichung. Die Partner 

verfolgen gemeinsame oder gemeinsam festgelegte Ziele und arbeiten aktiv zusam-

men. Dabei wird unter aktiver Zusammenarbeit die Koordination von Funktionen 

und Aufgaben oder deren Ü bertragung auf gemeinsame Einrichtungen verstanden. 

Das übergeordnete Ziel jeder Kooperation besteht dabei in der Verbesserung der 

Wettbewerbssituation aller beteiligter Partner. Die Konkretisierung der einzelnen 

Unternehmensziele kann dabei durchaus unterschiedlicher Ausprägung sein. Eine 

Kompatibilitä t mit den Unterzielen der Partner muss jedoch gewährleistet bleiben. So 

ist das „Agreement“  als mündliche Absprache zur Wettbewerbsbeschränkung von 

der Kooperation abzugrenzen, da hier keine aktive Zusammenarbeit vorliegt. 



 23 

 

Es ist weiterhin zu nennen das Kriterium der Gleichberechtigung. Die Partner sind 

gleichberechtigt und erzielen durch ihr kooperatives Verhalten einen gegenseitigen 

Nutzen, nicht nur finanzieller Natur. Eine Kooperation ist grundsä tzlich zwischen 

Unternehmen unterschiedlicher Größ enklassen denkbar. Ein gewisses 

Größ engleichgewicht ist jedoch insofern von Vorteil, als bei unterschiedlich groß en 

Partnern ein Abhängigkeitsverhä ltnis des kleineren Partners entstehen kann, die 

dessen Unabhängigkeit gefährdet. Dies würde auf die Machtstrukturen in der 

Kooperation einwirken, und somit gegen das Kriterium der Gleichberechtigung 

verstoß en.  

Als zusä tzliches Kriterium im Sinne der vorliegenden Arbeit soll der Sitz der Un-

ternehmen in verschiedenen Staaten genannt werden.28 Dies ist definitorisch not-

wendig, da hier von Kooperationen mit ausländischen Partnern ausgegangen wird. 

 

 

3.2 Motive internationaler Kooperationen29 

 

Abb. 4 zeigt die grundsä tzlichen Handlungsmöglichkeiten eines Unternehmens in 

einer sich verändernden Umwelt. Vorausgesetzt, das Unternehmen will am Markt 

bleiben, kann es entweder schrumpfen oder wachsen. Beim Schrumpfen können 

Mä rkte oder Produkte reduziert werden. Beim Wachstum können neue Produkte oder 

neue Mä rkte ins Auge gefasst werden. Mit Ausnahme der Schrumpfung der Mä rkte 

ist in allen Feldern eine Kooperation mit anderen Unternehmen möglich. 

 

 

                                                 
28 nach Kaufmann (1993), S. 33 
29 Thelen (1993), S. 51ff. 
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Abbildung 4 : Möglichkeiten der Reaktion auf verä nderte Wettbewerbsbedingungen  
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terscheiden. Ein Unternehmen wird dann eine Kooperation anstreben, wenn die Zu-
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diskutiert. Es lassen sich unternehmensspezifische, marktspezifische sowie wettbe-
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bereich schaffen zu müssen. Marktinvestitionen zur Durchdringung neuer Auslands-

mä rkte können gemeinschaftlich durchgeführt werden, oder jeder Partner konzent-

riert sich auf unterschiedliche Schwerpunkte. So können die Kosten für die einzelnen 

Partner reduziert werden. 

 

∙Geringer Auslastungsgrad der Exportabteilung und Auß enorganisation 

Bedingt durch niedrige Exportquoten können oft bestehende kostenintensive Abtei-

lungen nicht effizient genutzt werden. Durch Hinzunahme der Leistungen des Part-

ners wird eine bessere Auslastung und damit Effizienzsteigerung und Kostensenkung 

erreicht. 

 

∙Nutzung einheimischer Vertriebsnetze 

Durch die Kooperation mit einem einheimischen Partner kann eine schnelle Markt-

penetration erreicht werden. Oft ergänzen sich technisches Know-how und die Quali-

tä t der Produkte eines Partners mit dem eingeführten Vertriebsnetz eines anderen 

Partners. Der einheimische Partner ist mit den Vertriebsusancen und Kundenproble-

men vertraut. Die Bedeutung des Vertriebsnetzes beruht nicht nur auf der Zahl der 

Verkaufsstellen, sondern in Abhängigkeit von den angebotenen Leistungen auch auf 

der Fähigkeit zur technischen Beratung, der Qualitä t des Kundendienstes und sonsti-

ger zur Problemlösung für den Kunden erforderlicher Serviceleistungen. 

 

∙Erhö hung der Markttransparenz 

Die Verbesserung der Markttransparenz ist eine wichtige Voraussetzung für den Zu-

gang zu einem Auslandsmarkt und insbesondere für die Anpassung an unterschiedli-

che Marktbedingungen und Abnehmerwünsche. Die notwendige Marktforschung 

überfordert KMU meist in finanzieller und personeller Hinsicht. Durch Informations- 

und Erfahrungsaustausch über Nachfrageentwicklung, Konkurrenzsituation, Qualitä t 

und Preise für bestimmte Produkte können kooperierende Unternehmen aus ver-

schiedenen Ländern mit verhä ltnismä ß ig wenig Kostenaufwand einen Ü berblick über 

Auslandsmä rkte erhalten. Bessere Markttransparenz kann auch durch gemeinsame 

Marktforschung erreicht werden. 
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∙Zersplitterung der Exporttätigkeit auf verschiedene Auslandsmärkte 

Das Produktprogramm von KMU ist in der Regel auf bestimmte spezialisierte Pro-

dukte beschränkt, für die der Gesamtbedarf in den einzelnen Exportmä rkten relativ 

gering ist. Will das Unternehmen seine Exporttä tigkeit intensivieren, so muss es ver-

suchen, diese Produkte auf möglichst vielen Ländermä rkten abzusetzen. Den hohen 

Kosten für Marktforschung, Werbung und Aufbau eines leistungsfähigen Vertriebs-

netzes stehen hier nur geringe Exportumsä tze gegenüber. Ein kooperatives Vorgehen 

ermöglicht eine kostengünstigere und auch effizientere Marktbearbeitung. 

 

∙Mengeneffekte (economies of scale) und Rationalisierung 

Neben dem Vertriebsbereich können auch in der Produktion Kosten gesenkt werden. 

Das gilt insbesondere für Unternehmen mit komplementä ren Produktionsprogram-

men. Durch Programmbereinigung, also wechselseitiger Spezialisierung, können 

eine bessere Kapazitä tsauslastung und damit Kostensenkungen erreicht werden.  

 

∙Ergänzung des Produktionsprogramms 

Besteht ein Trend zu Komplettlösungen, die aber vom Unternehmen nicht angeboten 

werden können, so können komplementä re Produktprogramme von Partnern die 

Marktposition stä rken. 

 

∙Zugang zu technischem Know-how 

Um bei fortschreitender technologischer Entwicklung mithalten zu können, bieten 

sich Kooperationen an. Durch Lizenznahme kann z.B. auf FuE verzichtet werden. 

Eine gemeinsame FuE kann Kosten und damit das Risiko für die beteiligten Unter-

nehmen senken. Auch ergeben sich durch die Ergänzung von Know-how und FuE –  

Potentialen Synergieeffekte. 

 

∙Risikoreduzierung 

Eine Reduzierung des Risikos ergibt sich in mehreren Bereichen. Durch die verbes-

serte Informationsbeschaffung wird die Gefahr eines Fehlschlages vermindert. Tritt 

dieser ein, werden durch geteilte Kosten die finanziellen Ressourcen der Partner we-

niger belastet. Ermöglicht eine Kooperation einen schnelleren Markteintritt, so senkt 

auch dies das Risiko. Ferner können politische Risiken im Exportmarkt durch die 

Zusammenarbeit mit einheimischen Partnern begrenzt werden. 
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∙Finanzierungserleichterungen 

Der Finanzbedarf ist bei kooperativem Vorgehen geringer. Die Beschaffung von 

Fremdkapital ist deshalb leichter, insbesondere wenn mehrere Partner die Sicherung 

übernehmen. 

 

 

3.2.2 Marktspezifische Motive 
 

∙Groß e geographische Streuung der Abnehmer bei geringen Absatzquoten in den 

einzelnen Exportmärkten 

Der Aufbau eigener Vertriebsorganisationen ist unter diesen Umständen nicht renta-

bel. Eine effiziente direkte Marktbearbeitung ist für das KMU allein sehr schwer. 

 

∙Konzentrationstendenzen auf der Abnehmerseite 

Daraus resultieren Auftragsgröß en, welche die Kapazitä ten eines einzelnen KMU 

übersteigen können. 

 

∙Exporterschwerende Wirtschaftsordnungen, Gesetze oder andere Bestimmungen 

Viele Staaten begünstigen durch Gesetze, Verordnungen oder stillschweigende Ver-

waltungspraktiken ihre Staatsbürger gegenüber Ausländern (tarifä re und nicht-

tarifä re Handelshemmnisse). Solche Wettbewerbsverzerrungen können den Markt-

zugang erschweren oder unmöglich machen. Eine Kooperation mit einem einheimi-

schen Unternehmen kann solche Hürden umgehen helfen. Man kann die Situation für 

sich ausnutzen, indem man selbst vor Wettbewerb geschützt wird. 

 

∙Subventionen oder Steuererleichterungen für Investitionen im Auslandsmarkt 

Die Erfahrungen eines einheimischen Partners im Umgang mit Behörden sowie seine 

persönlichen, wirtschaftlichen und politischen Kontakte können einen wertvollen 

Beitrag für die Kooperation leisten und es z.B. ermöglichen, in den Genuss von 

Steuererleichterungen bzw. Subventionen zu kommen.  

 

∙Nationale Präferenzen der Abnehmer im Exportmarkt 

Sind die Prä ferenzen für nationale Anbieter in einem Land besonders stark, ist ein 

ausländischer Partner der einheimischen Konkurrenz gegenüber von vornherein be-
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nachteiligt. Die Zusammenarbeit mit einheimischen Partnern schaltet diesen Wett-

bewerbsnachteil aus. 

 

∙Fehlen von Absatzmittlern  oder schlechte Kontakte zu ihnen im Exportland 

Ist es nicht möglich, marktkundige Absatzmittler zwischenzuschalten, bleibt dem 

exportierenden Unternehmen nur der Weg des direkten Absatzes. Aber auch wenn 

geeignete Absatzmittler vorhanden sind, verhindern oft mangelnde Marktkenntnisse 

deren Einschaltung. Ein Partner, der über entsprechende Marktkenntnisse und Kon-

takte im Auslandsmarkt verfügt, kann den Markteintritt in diesem Fall erleichtern. 

 

 

3.2.3 Wettbewerbsspezifische Motive 
 

∙Groß e Anzahl konkurrierender in- und ausländischer Unternehmen 

Ist der Markt durch eine groß e Anzahl kleinerer und in etwa gleich starker Konkur-

renten gekennzeichnet, kann sich durch eine Kooperation die relative Wettbewerbs-

stä rke der Kooperationspartner verbessern. 

 

∙Kapitalkräftige Konkurrenten mit groß er Marktgeltung auf den Exportmärkten 

Durch Zusammenarbeit mit gegenwä rtigen Konkurrenten kann ein wirtschaftliches 

Gegengewicht zu groß en Anbietern geschaffen werden. 
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3.3 Unterscheidung verschiedener Kooperationsbereiche30 

 

In diesem Kapitel sollen die hauptsächlichen Bereiche kooperativer Zusammenarbeit 

beschrieben werden. Dies sind die Marktforschung, FuE, die Produktion sowie der 

Vertrieb. 

 

3.3.1 Marktforschung 
 

Die Zusammenarbeit im Bereich der Marktforschung zielt auf Beschaffung von In-

formationen über den Exportmarkt. Die gewonnenen Daten können folgende Berei-

che umfassen : 

 

- die Nachfrage (Struktur der Bedürfnisse, Kaufkraft der Abnehmer, Sä ttigung 

des Marktes etc.) 

- die Konkurrenz 

- der Marketing –  Mix der Konkurrenz (Produkte, Vertriebswege, Preise, Kom-

munikation) 

- die restliche relevante Umwelt (Lieferanten, Medien, Arbeitskrä fte, rechtliche 

und politische Rahmenbedingungen) 

 

Die kooperative Marktforschung kann als formloser Informationsaustausch erfolgen. 

Daran sind meist mehrere Unternehmen beteiligt. Es können sogar Unternehmen aus 

verschiedenen Branchen sein, die den gleichen Auslandsmarkt bearbeiten, oder Un-

ternehmen aus verschiedenen Ländern, die jeweils ihre Erfahrungen einbringen. 

Diese Form der Zusammenarbeit ist rechtlich unverbindlich und leicht zu verwirkli-

chen, da sie noch mit wenig Kapital- und Warenverkehr verbunden ist. Eine verbind-

lichere Form ist die gemeinsame Erteilung von Marktforschungsaufgaben. Die ver-

bindlichste Form ist die Schaffung einer gemeinsamen Stelle, die mit Marktfor-

schungsaufgaben betraut ist. 

 

 

 

 

                                                 
30 Thelen (1993), S. 61ff. 
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3.3.2 Vertrieb 
 

Der Vertrieb gab den frühesten und stä rksten Anstoß  zur zwischenbetrieblichen Zu-

sammenarbeit, so dass sich hier vielfä ltige Formen der Zusammenarbeit entwickelt 

haben, von der losen Vereinbarung bis zu Gemeinschaftsgründungen.  

Gerade für KMU mit wenig Exporterfahrung bietet eine Vertriebskooperation die 

Möglichkeit, eigene Marktchancen auf Auslandsmä rkten zu erforschen, ohne bereits 

größ ere Investitionen in diesem Markt vornehmen zu müssen. Vertriebskooperatio-

nen sind sowohl in horizontaler wie in vertikaler Richtung möglich. 

 

Die horizontale Vertriebskooperation bietet sich dann an, wenn sich die Ferti-

gungsbereiche der Partner ergänzen. Sie kann folgende Ausprägungen annehmen : 

 

∙Ein Unternehmen stellt sein Vertriebsnetz auch dem Partner zur Verfügung. 

Vorteilhaft ist eine Kooperation mit einem Unternehmen aus dem angestrebten Ex-

portmarkt. Aber auch Unternehmen aus dem eigenen Land kommen in Betracht, 

wenn sie den Exportmarkt bereits erfolgreich bearbeiten und über ein eingeführtes 

Distributionsnetz verfügen. 

 

∙Es erfolgt eine gegenseitige Nutzung der beidseitigen Vertriebsorganisationen. 

Hier kommen in erster Linie ausländische Partner in Frage. Es ist aber auch eine Zu-

sammenarbeit von inländischen Unternehmen möglich, wenn diese über eigene Ver-

triebsnetze in unterschiedlichen Auslandsmä rkten verfügen. 

 

∙Es wird gemeinsam ein Vertriebsnetz im Auslandsmarkt errichtet. 

Es kann sowohl mit inländischen als auch mit ausländischen Partnern kooperiert 

werden, wenn gemeinsam ein Drittmarkt bearbeitet wird. Marktinvestitionen zur 

Durchdringung neuer Auslandsmä rkte können entweder gemeinschaftlich oder nach 

Schwerpunktmä rkten aufgeteilt, getrennt vorgenommen werden. Bisher nebeneinan-

der existierende Vertriebsnetze lassen sich koordinieren oder zusammenlegen. 

 

Bei der vertikalen Vertriebskooperation arbeiten Hersteller und Händler z.B. in 

Form von Alleinvertriebsverträgen eng zusammen. Der Handelsbetrieb ist dabei 

nicht nur Warenverteiler, sondern übernimmt im internationalen Geschä ft eine wich-

tige Mittlerrolle zwischen Hersteller und Kunde. Der Hersteller erhä lt über den 
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Händler die notwendigen Informationen über den Markt, z.B. Konkurrenzverhä ltnis-

se, Kundenprä ferenzen, gesetzliche Vorschriften etc.  

Die engste Form der vertikalen Vertriebskooperation bilden Franchiseverträge. 

 

 

3.3.3 Produktion 
 

Die zwischenbetriebliche Kooperation in der Produktion kann viele Teilbereiche der 

Leistungserstellung umfassen. Im wesentlichen unterscheidet man drei Grundfor-

men: 

 

∙Die Partnerunternehmen entschließ en sich, ihr Produktionsprogramm abzustimmen 

Die Abstimmung kann in Form der Typisierung und Normung der Produkte oder 

durch eine Produktbereinigung und Spezialisierung der Partner erfolgen. 

 

∙Die Partnerunternehmen stellen komplementäre Teile für ein gemeinsames End-

produkt her. 

Dazu gehören auch Zulieferverträge, über die Groß unternehmen Teilbereiche ihrer 

Produktion, die eine hohe Spezialisierung erfordern, an mittelständische Unterneh-

men ausgliedern. 

 

∙Die Partnerunternehmen entschließ en sich, ein Produkt oder eine Reihe von 

Produkten in einer gemeinsamen Tochtergesellschaft herzustellen. 

Diese Form der Kooperation ermöglicht den Markteintritt in Länder, in denen der 

Warentransfer durch Importrestriktionen eingeschränkt ist, durch die gemeinsame 

Gründung einer Produktionsstä tte im Zielland. 

 

 

3.3.4 Forschung und Entwicklung 
 

Bei Kooperationen im Bereich der Forschung und Entwicklung erfolgt eine Bünde-

lung von Erfahrungen, Einrichtungen und spezialisierten Arbeitskrä ften. Die Vorteile 

für die Unternehmen liegen sowohl in Rationalisierungs- und Kostensenkungseffek-

ten als auch in der Verringerung des Kapitalrisikos. Durch Nutzung von Synergieef-

fekten bietet sich die Chance, Produkte schneller als die Konkurrenz zu entwickeln. 
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FuE - Kooperationen kommen sowohl in horizontaler Richtung, d.h. mit anderen 

Herstellern, als auch in vertikaler Richtung mit Lieferanten und Abnehmern vor. 

 

Die Kooperation kann in Form der Koordinierung und Spezialisierung der Forschun-

gen erfolgen, oder der Forschungssektor wird vollständig oder teilweise ausgeglie-

dert und in eine Gemeinschaftsgründung eingebracht. Für KMU kommt in der Regel 

nur die erste Vorgehensweise in Betracht. Sie verfügen kaum über dauerhaft institu-

tionalisierte FuE –  Abteilungen. Es sind meist nur wenige Mitarbeiter mit FuE –  

Aufgaben betraut. Diese kleinen Forschungsteams lassen sich nur schwer aus dem 

Betrieb herauslösen.  

 

Bei Forschungskooperationen von KMU handelt es sich fast ausschließ lich um an-

gewandte Forschung. Sie sind nicht in der Lage, Forschungsprogramme zu unterhal-

ten, die nicht auf kurz- oder mittelfristige Sicht einen kommerziellen Erfolg verspre-

chen.  

Die gemeinsamen FuE - Aktivitä ten entwickeln sich häufig aus einer Lizenzüber-

nahme und dem damit verbundenen Erfahrungsaustausch. Zeigt sich die Kooperation 

als erfolgreich, wird sie oft auf andere Funktionsbereiche wie Produktion und Marke-

ting ausgeweitet. 

 

 

3.4 Hemmnisse internationaler Kooperationen31 

 

Fieten hat das Kooperationsverhalten von kleinen und mittleren Zulieferunternehmen 

untersucht. Als wesentliches Kooperationshemmnis wurden dabei die Kosten für die 

Partnersuche identifiziert. 

 

Würde jedes Unternehmen der Welt einer möglichst exakten betriebswirtschaftlichen 

Analyse bezüglich einer Kooperation unterzogen, würde mit an Sicherheit grenzen-

der Wahrscheinlichkeit ein geeigneter Partner gefunden. Die Kosten für die Suche 

wä ren jedoch untragbar hoch. Deshalb wird die Suche vernünftigerweise auf poten-

tielle Partner beschränkt, bei denen die Kosten für die Informationsbeschaffung ver-

gleichsweise gering sind. 

                                                 
31 Fieten (1997), S. 244ff. 
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In nicht wenigen Fä llen unterbleibt eine systematische Partnersuche. Kooperationen 

basieren daher meist auf existierenden Kontakten, bzw. auf zufä lligen Begegnungen 

auf Fachtagungen, Messen etc. Wird im Rahmen dieser Kontakte kein geeigneter 

Partner gefunden, gelten offenbar für die in der Untersuchung befragten Unterneh-

men die Kooperationsbemühungen als gescheitert. 

 

Abbildung 5 : Gründe für das Nicht - Kooperieren bei Unternehmen ohne Kooperation 
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Quelle : nach Fieten (1997), S. 245 

 

Die Tatsache, dass nur etwa ein Drittel der nicht-kooperierenden Unternehmen keine 

Notwendigkeit zur Kooperation sieht, könnte dahingehend gedeutet werden, dass ca. 

zwei Drittel diese Notwendigkeit durchaus sehen. Für 29,1% findet sich aber kein 

geeigneter Partner, für weitere 11,9% war die Partnersuche in der Vergangenheit von 

einem Misserfolg begleitet. Ihre Kooperationen sind gescheitert. 

 

Das Problem der Partnersuche und -beurteilung wird auch bei Thelen32 als größ tes 

Problem genannt. Dabei wird es von kooperationsinteressierten, aber noch nicht ko-

operierenden Unternehmen als bedeutender eingeschä tzt als von bereits kooperieren-

den. 

 

 

                                                 
32 Thelen (1993), S. 127 
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3.5 Zusammenfassung 

 

Nach der Abgrenzung des Begriffes der betrachteten Kooperation in diesem Kapitel 

wurden ausführlich Problemlagen der Internationalisierung dargestellt, die Motive 

für Kooperationen sind. Diese sind verschiedenster Art. Ihre Bewä ltigung kann in 

unterschiedlichen Kooperationsformen stattfinden, die wichtigsten dieser Kooperati-

onstypen wurden hier dargestellt.  

 

Es gibt zunächst die unternehmensspezifischen Motive, wie Kapital oder die Errei-

chung optimaler Produktionsgröß en. Dann die marktspezifischen Motive wie die 

groß e Streuung der Abnehmer oder Handelshemmnisse. Schließ lich kann auch eine 

Kooperation eingegangen werden, um die eigene Stellung im Wettbewerb zu verbes-

sern. 

 

Zur Durchführung des Vorhaben wurden die Kooperationen in verschiedene Typen 

unterteilt. Angefangen bei der Marktforschung und dem Vertrieb über die Produktion 

zur Forschung und Entwicklung. Diese Typen können natürlich auch in Kombination 

miteinander oder mit noch anderen Bereichen vorkommen. 

Als begrenzender Faktor bei der Durchführung einer Kooperation wurde die Partner-

suche festgestellt. 
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4 Risiken 
 

Die Literaturlage zum Thema Kooperationen ist eindeutig. Kooperationen werden als 

geeignetes Mittel für KMU gesehen, vielfä ltige Probleme zu meistern, auch und ge-

rade die Internationalisierung. Die Risiken werden dabei meist nur kurz und nur bei-

läufig behandelt. DeBresson / Amesse33 sind sogar der Ansicht, dass die Netzwerk –  

Forschung versäumt hat, zu beschreiben, warum Netzwerke nicht den gewünschten 

Nutzen erbringen oder scheitern. Dabei sind KMU, wie in Kapitel 2 beschrieben, 

durchaus anfä lliger für einzelne Risiken als Groß unternehmen. Ein einziger geschä ft-

licher Misserfolg kann schon das ganze Unternehmen gefährden. 

 

In diesem Kapitel sollen deshalb die speziellen Risiken der Kooperation zusammen-

getragen und näher beschrieben werden. 

 

 

4.1 Daten zum Kooperationserfolg nach Lubritz34 

 

In Kapitel 2.1.2. wurden die Motive für ein Auslandsengagement von KMU genannt. 

Dies waren hauptsächlich die Erschließ ung neuer Mä rkte sowie günstigere Produkti-

onskosten im Ausland, wodurch gleichzeitig bestehende Mä rkte gesichert werden. 

Entsprechend ist in der Untersuchung von Lubritz zu beobachten, dass Kooperatio-

nen in diese Richtung zielen. Die meisten Kooperationen dienten hauptsächlich dem 

Verkauf sowie der Produktion mit einem Partner. Daneben fanden sich auch andere 

Kooperationsformen, deren Bedeutung aber weniger stark war. Zu beachten ist aller-

dings, dass Lubritz nur Betriebe des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes 

untersucht hat, was die Tragweite der Ergebnisse einschränkt. Die Untersuchung soll 

trotzdem hier dargestellt werden, da sie einen guten Einstieg in das behandelte The-

ma verspricht, nämlich einen quantitativen Ü berblick über misslungene Kooperatio-

nen. 

 

Der Umfang der untersuchten Gruppe betrug n = 97 Unternehmen. Die Unternehmen 

waren alle nach Kooperationen im Sinne der in dieser Arbeit verwendeten Definition 

                                                 
33 DeBresson / Amesse (1991), S. 369 
34 Lubritz (1996), S. 242ff. 
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ausgesucht worden. Die untersuchten Unternehmen hatten höchstens 500 Mitarbeiter 

und erwirtschafteten bis zu 500 Mio. DM Umsatz. Dabei zeigte sich ein positiver 

Zusammenhang zwischen Auslandsaktivitä ten und Unternehmensgröß e wie auch 

schon in Kapitel 2.1.4. beschrieben.  

 

Abbildung 6 : Quantitative und qualitative Zufriedenheit mit dem Kooperationserfolg  
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Quelle : nach Lubritz (1996), S.243 

 

Der Erfolg wurde als die Zufriedenheit mit den im Rahmen der Kooperation erzielten 

Ergebnissen verstanden. Dabei wurde zwischen der Beurteilung der qualitativen und 

der quantitativen Ergebnisse unterschieden. Mit den quantitativen Ergebnissen wur-

den quantifizierbare Größ en in ihrer Gesamtheit angesprochen (sowohl mengen- als 

auch wertmä ß ige Größ en). Dagegen stellte der Begriff der qualitativen Ergebniszu-

friedenheit auf Ziele ab, die sich zum einen einer zahlenmä ß igen Erfassung entziehen 

(so auch das Erreichen einer strategischen Position durch die Kooperation). Zum 

anderen umfasst dieser Begriff auch die Qualitä t, mit der die von den Kooperations-

partnern eingebrachten Leistungen bewertet werden. Beide Beurteilungskategorien 

weisen dabei eher gemä ß igte Zufriedenheitsgrade aus. 

 

Mit den quantitativen Ergebnissen waren 57,4% der Unternehmen zufrieden bzw. 

sehr zufrieden. Allerdings gaben auch fast 30% einen lediglich mittleren Zufrieden-

heitsgrad an, der auf eine zumindest teilweise Verfehlung der Allianzziele hindeutet. 

Der Zufriedenheitsgrad in bezug auf die erreichten qualitativen Ziele fiel hingegen 
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schwächer aus. Weniger als die Hä lfte der Befragten äuß erte hohe oder sehr hohe 

Zufriedenheit; einen mittleren Zufriedenheitsgrad nannten 36,6% (vgl. Abb. 6). 

 

Das heiß t im Umkehrschluss, dass ca. 15% der untersuchten Kooperationen ihre Zie-

le ganz verfehlt haben, und ca. ein Drittel zumindest nicht den gewünschten Erfolg 

hatten. Wobei ein besseres Ergebnis bei den quantitativen Ergebnissen darauf hin-

deuten könnte, dass über den konkreten Leistungsaustausch hinausgehende Erwar-

tungen auch in 10% der erfolgreichen Kooperationen nicht erfüllt wurden. 

 

Thelen35 schlüsselt in einer ähnlichen Untersuchung die Abweichungen von Erwar-

tungen und erreichten Zielen bei Exporteuren weiter auf. Während bei erfahrenen 

Exporteuren die Abweichungen eher gering bleiben, gibt es bei „experimental expor-

ters“  in einigen Bereichen signifikante Unterschiede. Diese sind am stä rksten bei der 

(Nicht-) Gewinnung von Marktkenntnissen durch den Partner. Weiterhin nicht er-

reicht werden die Erhöhung der Kapazitä tsauslastung sowie eine Kostensenkung. 

 

 

4.2 Risikofelder für den Betrieb 

 

KMU können als ein einzelnes Profit –  Center betrachtet werden. Ihre Risikotragfä -

higkeit ist begrenzt.36 Die Unternehmen müssen bei internationalen Kooperationen 

größ enspezifische Beschränkungen überwinden, welche sich unterscheiden von den 

Problemen von Groß unternehmen. Weitere Probleme ergeben sich aus der Natur von 

KMU. Zu nennen sind beschränkte finanzielle Ressourcen und Managementkapazitä -

ten, geringer Zugang zu Informationen, Neigung zu kurzfristigen Plänen und be-

schränkte Fähigkeiten zum Wissenstransfer.37 Diese grundsä tzlichen Probleme wur-

den in Kapitel 2.2 beschrieben.  

 

Weiterhin in einer Kooperation bedeutsam sind für KMU die Bereiche des Schutzes 

der Kernkompetenzen und der Wahrung der Flexibilitä t. Diese Bereiche sind in einer 

Kooperation möglicherweise konkret gefährdet, und sollen deshalb erst an dieser 

Stelle näher beleuchtet werden. 

                                                 
35 Thelen (1993), S. 139 
36 Kaufmann (1993), S. 14 
37 United Nations Conference on Trade and Development (1993), S. 135ff.  
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KMU sind oft langfristig an eine bestimmte Basisinnovation gebunden, die ihren 

spezifischen Wettbewerbsvorteil ausmacht. Diese Basisinnovation stellt in Kombina-

tion mit Produktions-, Organisations- und den entsprechenden Mitarbeiterfähigkeiten 

die Kernkompetenz des Unternehmens dar. KMU haben in der Regel nur einen ein-

zigen solchen Kernkompetenzbereich. Dies begrenzt die Möglichkeiten eines unter-

nehmensinternen Risikoausgleiches. Aber auch der Schutz und die Kontrolle über die 

Kernkompetenz ist für KMU lebenswichtig. Hier entstehen Risiken und Chancen 

durch die Internationalisierung.  

 

Erfordert die Internationalisierung zusä tzliche fremdartige Fähigkeiten, so kann die 

Kernkompetenz des Unternehmens verwässert werden. Dies birgt, abhängig von der 

Höhe der Investitionen, ein hohes Risiko. Die Kooperation kann hier ein Instrument 

sein, um zunächst die Flexibilitä t durch grenzüberschreitende Arbeitsteilung zu wah-

ren und sich auf die Verwertung und Stä rkung der eigenen Kernkompetenz zu kon-

zentrieren. Die auslandsspezifischen Risiken werden so begrenzt und eine Auslands-

tä tigkeit ohne bindende Investitionen ermöglicht.38 

 

Flexibilitä t ist eine Quelle der Ü berlebensfähigkeit und des Erfolges kleiner und 

mittlerer Unternehmen. Kooperationen sind hier ein Mittel, die Abhängigkeit an ei-

nen Markt zu verringern, indem zunächst nicht in Ressourcen investiert werden 

muss. Ist der Leistungsaustausch mit dem Partnerunternehmen zeitlich begrenzt oder 

variabel gestaltet, so sind Entscheidungen revidierbar. Die Möglichkeit zukünftiger 

Alternativen hängt aber vom verbleibenden Entscheidungsspielraum nach Eingehen 

einer Kooperation ab.  

 

Im Zusammenhang mit der Flexibilitä t steht auch der Faktor Lernen im Auslandsge-

schä ft. Die Internationalisierung von KMU hat Prozesscharakter, d.h. sie erfolgt 

schrittweise. Mit Hilfe einer Kooperation wird die endgültige Bindung von Ressour-

cen zunächst aufgeschoben. In der Zwischenzeit können Lernprozesse stattfinden, 

welche die Prognosefähigkeit und Qualitä t von künftigen Entscheidungen deutlich 

verbessern. Indem starre Bindungen gemieden werden, bleibt das Unternehmen kurz-

fristig reaktionsfähig. Flexibilitä t bedeutet hier, dass zukünftige Entscheidungen von 

                                                 
38 Kaufmann (1993), S. 14f. 
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den bis zu ihrer Realisierung eingehenden Informationen und Erfahrungen abhängig 

gemacht werden können.39 

 

 

4.3 Risikofelder in der Kooperation40 

 

Eine Kooperation wird nur dann eingegangen, wenn die beteiligten Unternehmen 

von der Zusammenarbeit größ ere Vorteile erwarten als von der Alternative des allei-

nigen Vorgehens oder des vollständigen Zusammenschlusses. Eine Grundbedingung 

für die Erreichung des angestrebten Nutzens besteht darin, dass jeder Partner bereits 

allein lebensfähig ist und erfolgreich arbeitet.  

 

Thelen nennt einige Voraussetzungen für den Kooperationserfolg, die im Umkehr-

schluss auch Quellen für Risiken sind, wenn ihnen nicht genug Beachtung geschenkt 

wird. 

 

∙Gleiche strategische Ziele und Wertvorstellungen der Partner 

Verfolgen die Kooperationspartner unterschiedliche strategische Ziele, sind Konflik-

te in der Partnerschaft quasi vorprogrammiert. Die Ü bereinstimmung der strategi-

schen Unternehmensziele ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Je intensiver die Zu-

sammenarbeit zwischen den Partnern ist, desto wichtiger wird dieser Punkt. Deshalb 

sollte vor einer Kooperation der Vergleich der Unternehmenskulturen und -

Strategien stehen. 

 

∙Profitabilität der Zusammenarbeit für alle beteiligten Partner 

Eine Kooperation kann nur dann Bestand haben und erfolgreich sein, wenn jeder der 

beteiligten Partner einen Nutzen aus dieser Zusammenarbeit hat. Dabei ist es nicht 

zwingend notwendig, dass die Nutzen der Partner gleich groß  sind oder zum gleichen 

Zeitpunkt erfolgen. Es ist eher anzunehmen, dass jeder der Partner den Nutzen der 

Kooperation subjektiv wahrnimmt und die Verteilung als gerecht empfindet, wenn 

der wahrgenommene Nutzen in einem ausgewogenen Verhä ltnis zu den Investitionen 

steht. 

 
                                                 
39 Kaufmann (1993), S. 37f. 
40 Thelen (1993), S. 67ff. 
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∙Ausgeglichene Machtverhältnisse 

Keiner der Partner sollte in der Kooperation dominieren. Macht oder Zwang ist keine 

Basis für Zusammenarbeit. Fühlt sich ein Unternehmen unterdrückt, wird es kaum 

bereit sein, sich für gemeinsame Ziele einzusetzen. Die Gefahr besteht, dass wertvol-

le Zeit und Ressourcen in Machtkämpfe investiert werden und nicht in die Errei-

chung der gemeinsamen Zielsetzungen.  

 

∙Ä hnliche Unternehmensgrö ß e 

Unterscheiden sich die Kooperationspartner hinsichtlich der Unternehmensgröß e 

signifikant, könnte der kleinere Partner dominiert werden und in ein zu groß es Ab-

hängigkeitsverhä ltnis vom größ eren Kooperationspartner geraten. 

 

∙Kompatibilität im Managementstil 

Kooperieren Unternehmen in einem oder mehreren Unternehmensbereichen, bedeu-

tet dies, dass innerhalb dieser Funktionsbereiche Entscheidungen gemeinsam getrof-

fen werden müssen. Durch die Kompatibilitä t der Führungsstile wird hier die Zu-

sammenarbeit erleichtert.  

Kulturunterschiede können hier zu Missverständnissen führen, und den Aufbau einer 

Vertrauensbasis gefährden. 41 

 

∙Sich ergänzende Wettbewerbsstärken 

Für eine erfolgreiche Zusammenarbeit müssen die kooperierenden Unternehmen 

davon überzeugt sein, dass der andere Partner etwas in die Kooperation einbringt, 

was sie selbst brauchen. Dies können unterschiedliche Wettbewerbsstä rken oder 

auch zusä tzliches Know-how sein. Die Stä rken der Partner sollten dabei komplemen-

tä r sein. 

 

∙Regelmäß ige Kontakte 

Wichtig für die Qualitä t der Zusammenarbeit ist die Kommunikation zwischen den 

Partnern. Eine offene Kommunikation erleichtert die laufende Koordinierung. Dabei 

sollten die Kontakte regelmä ß ig und persönlich stattfinden. Dies stä rkt die Vertrau-

ensbasis.  

 

                                                 
41 Hirsch-Kreinsen (2002), S. 389ff. 
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∙Harmonie der Persö nlichkeiten 

Die Beziehung zwischen den Partnerunternehmen ist stark von den Persönlichkeits-

merkmalen der Kontaktpersonen geprägt. Für eine erfolgreiche Zusammenarbeit soll-

te hier die „Chemie“  stimmen. 

 

Nach diesen grundsä tzlichen Ü berlegungen zu Kooperationsrisiken sollen nun für 

einzelne Kooperationstypen die speziellen Gegebenheiten untersucht werden. Dabei 

werden in Anlehnung an Lubritz42 die wichtigsten Kooperationsbereiche Vertrieb, 

Produktion und FuE berücksichtigt. 

 

 

4.4 Risiken in Vertriebs –  Kooperationen 

 

Die Vertriebskooperation ist die am meisten verbreitete,43 daraus kann man folgern, 

dass sie am wenigsten mit Risiken behaftet ist. Trotz der Vielfalt der Kooperations-

formen in diesem Bereich ist anzunehmen, dass sich die Risiken mit denen normaler 

Exportgeschä fte weitgehend decken, insbesondere dann, wenn der Partner als Ab-

satzmittler tä tig ist. Nimmt der Partner selbst Waren in sein Lager auf und verkauft 

diese auf eigene Rechnung, so entfallen Risiken. 

 

Die Sparkasse44 unterscheidet bei den Exportrisiken zwischen versicherbaren und 

nichtversicherbaren Risiken. 

 

 

4.4.1 Versicherbare Risiken 
 

Versicherbare Risiken sind das Fabrikationsrisiko, die Transportrisiken, das Abnah-

merisiko, das Lagerrisiko sowie das Zahlungsrisiko. 

 

Das Fabrikationsrisiko besteht darin, dass eine Ware produziert wird, das Geschä ft 

jedoch noch vor dem Export scheitert. Ist die Ware nicht anderweitig absetzbar, kann 

der Schaden bei einer Versicherung geltend gemacht werden. 

                                                 
42 Lubritz (1996), S. 242ff. 
43 Lubritz (1996), S. 242ff.; Thelen (1993), S. 118 
44 http://www.sparkasse.de/artikel/0,4705,111,00.html , Stand 18.1.2003 

http://www.sparkasse.de/artikel/0
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Beim Transportrisiko handelt es sich um die Gefahr, dass die Ware beschädigt wird 

oder nicht den richtigen Bestimmungsort erreicht. Schäden aus nicht möglichem oder 

verspä tetem Weiterverkauf sowie aus einer Vertragsstrafe können versichert werden. 

 

Ist die Ware beim Kunden eingetroffen, wird jedoch nicht angenommen, so können 

daraus entstehende Schäden, das Abnahmerisiko, mit einer Ausfuhrkreditversiche-

rung abgemildert werden. 

 

Müssen Waren vor der Versendung zwischengelagert werden, können sie in dieser 

Zeit beschädigt oder gestohlen werden. Das Lagerrisiko kann ebenfalls versichert 

werden. 

 

Sind die Waren pünktlich geliefert und auch akzeptiert worden, werden aber nicht 

bezahlt, so entstehen Schäden entweder durch den Ausfall oder durch kostenträchtige 

rechtliche Schritte. Das Zahlungsrisiko ist ebenfalls mit einer Ausfuhrkreditversiche-

rung abgedeckt. 

 

Die Bedeutung der Risikoabfederung in diesem Bereich wird durch das staatliche 

Angebot der Hermes Versicherung deutlich. Ist der Käufer ein privates Unterneh-

men, werden Hermesgarantien gestellt, handelt es sich um einen staatlichen Abneh-

mer, stehen die Hermesbürgschaften zur Verfügung. 

 

 

4.4.2 Nicht versicherbare Risiken 
 

Die nicht versicherbaren Risiken beim Export sind das Absatzrisiko, rechtliche Risi-

ken sowie das Wechselkursrisiko. Das Absatzrisiko und rechtliche Risiken sind die 

wesentlichen Gründe, eine Kooperation einzugehen, da diese Risiken durch eine Ko-

operation gemildert werden. 

 

Beim Absatzrisiko geht es darum, für die eigene Ware überhaupt Käufer zu finden. 

Um dies zu erleichtern, kann eine Kooperation geschlossen werden. Als besonders 

wichtig wird hier eine stabile Vertrauensgrundlage erachtet, auch um die Kontroll-

kosten möglichst niedrig zu halten. Ein starkes Betrugspotential ist bei konkurrieren-
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den Unternehmen gegeben, weshalb mit diesen nur sehr wenig, oder nur in nicht dem 

Wettbewerb ausgesetzten Bereichen kooperiert wird. Für konkurrierende Unterneh-

men kann es beispielsweise wesentlich leichter und gewinnträchtiger sein, den Ab-

satzmarkt des anderen durch Betrug zu übernehmen. Ein Unternehmen mit komple-

mentä ren Produkten dagegen hat ein starkes Interesse an der Zusammenarbeit, da es 

so seine Produktpalette erweitern kann.45 

 

Auch die rechtlichen Risiken werden bei Vertriebskooperationen sehr hoch bewertet. 

So sind in diesem Bereich wesentlich häufiger detaillierte schriftliche vertragliche 

Regelungen anzutreffen als z.B. in der Produktion. Dadurch werden juristische Kon-

trollmöglichkeiten geschaffen, die im Betrugsfall den Verlust mindern können. Inhal-

te sind Preisgrenzen, Absatzgebiete oder Vertriebsleistungen.46 

 

Das Wechselkursrisiko ist dagegen recht leicht über Währungsoptionen abzusichern. 

Man kann Kurssicherungsgeschä fte am Devisenmarkt abwickeln. 

 

Insgesamt betrachtet wird mit einer Kooperation die Minderung nichtversicherbarer 

Risiken angestrebt. Daher kann es nicht verwundern, dass in diesem Bereich am 

stä rksten auf eine solide Vertrauensbasis geachtet wird. 

 

 

4.5 Risiken in Produktions- Kooperationen47 

 

Hier soll eine Studie von Hirsch-Kreinsen und Schulte vorgestellt werden, die sich 

mit den Gründen für die Rückverlagerung von Produktion aus dem Ausland nach 

Deutschland beschä ftigt. Da hier die genauen Rückkehrgründe der betreffenden 

KMU erfasst werden, liefert sie bestes Anschauungsmaterial für Risiken bei einer 

Produktionsverlagerung. 

 

Als Basis dient eine Breitenerhebung über den Wandel von Unternehmensstrategien 

und Strukturen in der Investitionsgüterindustrie.48 Danach hat sich im Zeitraum von 

                                                 
45 Kaufmann (1993), S. 162 ff. 
46 ebd., S. 166 
47 Hirsch-Kreinsen / Schulte (2002), S. 389ff. 
48 Ergebnisse der Panelerhebung „ Innovation in der Produktion“  des FhG ISI Karlsruhe, die alle 2 
Jahre durchgeführt wird, zitiert nach ebd. S. 389 
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1997 bis 1999 der Anteil von Rückkehrern an jenen Betrieben, die zuvor Produkti-

onsbereiche ins Ausland verlagert hatten, von 4% auf 7% nahezu verdoppelt. Als 

Gründe für die Rückverlagerung werden vom Management vor allem mangelnde 

Flexibilitä t im Unternehmensverbund  (55% der befragten Betriebe), Qualitä tsprob-

leme bei der Produktion im Ausland (52%), Schwierigkeiten bei der Kapazitä tsaus-

lastung (45%) und zu hohe Koordinationskosten (36%) genannt.  

  

Von Hirsch-Kreinsen / Schulte  wurden KMU im Zeitraum 1998 bis 2000 genauer 

untersucht, die in unterschiedlichen Organisationsformen (Kooperation, Joint Ven-

ture, Tochterunternehmen) zuvor ins Ausland verlagerte Produktionsbereiche nach 

einigen Jahren an den inländischen Standort zurückgeholt haben. Die Erhebungsme-

thode waren Expertengespräche (qualitative Erhebung) in 10 Unternehmen in 

Deutschland. Die Verlagerungs- und Rückverlagerungserfahrungen wurden in der 

zweiten Hä lfte der 90er Jahre gemacht, bei allen Unternehmen hat es sich, abgesehen 

von Vertriebsaktivitä ten, um den ersten Schritt ins Ausland gehandelt. 

 

Die Problemlagen lassen sich summieren zu einer unsystematischen Standortent-

scheidung, zu Koordinationsproblemen der Standorte und zu gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen am Auslandsstandort. 

 

 

4.5.1 Unsystematische Standortentscheidung 
 

Die Standortentscheidungen der Unternehmen waren durch ein nur wenig strategi-

sches und systematisches Vorgehen gekennzeichnet. Motive für die Verlagerung 

waren erstens die Sicherung von Markt und Absatz, indem einem Groß kunden ge-

folgt wurde, und zweitens, als dominantes Motiv, die schnelle Kostensenkung durch 

Produktion in Ländern mit niedrigem Kostenniveau. Aufwändige Analysen, z.B. 

durch die Trennung und Bewertung von kritischen und weniger kritischen Faktoren, 

und die Bewertung von Alternativen wurden nicht vorgenommen. Den Anstoß  zur 

Verlagerung in ein bestimmtes Land gaben mehr oder weniger begründete Annah-

men und Vermutungen etwa über die dortigen künftigen Marktchancen, bestehende 

persönliche Kontakte oder schon seit längerem vorhandene und funktionierende Ko-

operationsbeziehungen. Teilweise wurde auch einfach zugegriffen, als sich ein kon-

kreter Anknüpfungspunkt für eine Verlagerungsentscheidung bot. Zur konkreten 
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Entscheidung hatten jeweils eine ganze Reihe von Gründen beigetragen, die aber 

nicht systematisch voneinander getrennt oder bewertet wurden. 

 

 

4.5.2 Koordinationsprobleme 
 

Als Koordinationsprobleme wurden die räumliche Entfernung, die organisatorische 

Komplexitä t, mangelnde Kompetenzen, Interessenkonflikte und mangelndes Ver-

trauen sowie Probleme im Rechnungswesen bei der korrekten Kostenzuordnung  

identifiziert. 

 

Die Erwartungen der befragten Unternehmen zum benötigten Anlaufzeitraum für die 

neue Produktionsstä tte lagen bei 6 bis 12 Monaten. Dann sollte ein reibungsloser 

Ablauf gegeben sein. Dies wurde jedoch nicht erreicht. Das lag zum einen daran, 

dass für die laufende Kontrolle nicht etwa Kommunikationsmittel wie das Telefon 

ausreichten, sondern oft eine persönliche Anwesenheit der zuständigen  Führungs-

kraft nötig war. Ein solcher Besuch war aufgrund der Entfernung eine aufwändige 

Angelegenheit von mehreren Tagen. Trotzdem wurden fehlender Kontakt und eine 

unzureichend funktionierende Kommunikation beklagt. Dies wurde zum besonderen 

Problem, wenn der Austausch von Informationen über neue Anforderungen und Be-

dingungen der Produktion oder des Absatzes nicht gegeben war, der unter Umstän-

den für schnelles und flexibles Reagieren erforderlich gewesen wä re. Daher konnten 

auch längerfristig angelegte Lerneffekte in der Regel kaum realisiert werden. Als 

typisches Problem wurde hier die räumliche Distanz zwischen heimischer Konstruk-

tionsabteilung und ausländischer Produktionsstä tte bezeichnet. Eine schnelle und 

reibungslose Produktentwicklung sowie insbesondere die Anpassung bestehender 

Produkte war nur in Ausnahmefä llen realisierbar. 

 

Dazu kamen unerwartete Transport- und Logistikprobleme. Einerseits klappte die 

Anlieferung von produzierten Teilen zur Endmontage im Inland nicht zuverlässig, 

und war daher nicht planbar. Andererseits war die Versorgung der Auslandsproduk-

tion mit Ersatzteilen und besonderen Rohstoffen und Zwischenfabrikaten nicht im-

mer möglich. Als Gründe dafür wurden z.B. unkalkulierbare Schwierigkeiten bei den 

Grenzpassagen in Mittel- und Osteuropa und die damit verbundenen Zeitverluste 
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genannt. Die Folgen waren Produktionsunterbrechungen, Terminüberschreitungen 

sowie die Notwendigkeit, kostenträchtige Vorrats- und Pufferlager aufzubauen.  

 

Nicht allein aufgrund der geografischen Distanz waren sämtliche Unternehmenslei-

tungen von der Betreuungsintensitä t des ausländischen Standortes überfordert. Hinzu 

kamen Organisations- und Managementanforderungen als Folge des besonderen 

Charakters des internationalen Unternehmensverbundes. So waren die Probleme der 

Planung und Steuerung von den zuständigen Personen nicht ohne weiteres zu bewä l-

tigen. Damit in Zusammenhang stehen Schnittstellenprobleme : Es wurden wech-

selnde Ansprechpartner und unklare Zuständigkeiten in den neuen Standorten be-

klagt. Das schon angesprochene Problem der Kommunikation wurde dadurch noch 

verstä rkt, da hier keine Routine aufkommen konnte.  

 

Hinzu kamen noch eine ganze Reihe weiterer Managementprobleme wie die schwie-

rige Abstimmung der an den Standorten teilweise sehr unterschiedlichen Organisati-

onsstrukturen, die Vereinheitlichung von Qualitä tsnormen im Unternehmensverbund 

und vor allem auch die Durchsetzung von im Unternehmensverbund allgemein ak-

zeptierter strategischer wie operativer Unternehmensziele. In der Folge mussten viele 

Angelegenheiten, entsprechend der Leitungsmuster kleiner und mittlerer Betriebe, 

viel zu oft über die Person des Geschä ftsführers abgewickelt werden, was dessen 

Belastung sehr erhöhte. Gleich ob es sich um ein Tochterunternehmen, ein Joint 

Venture oder eine strategische Allianz handelte : Das Management der heimischen 

Betriebe war äuß erst intensiv, kontinuierlich und weit mehr als ursprünglich geplant 

in das Auslandsgeschä ft eingebunden. 

 

Als weiterer wichtiger Punkt wurden mangelnde Personalkompetenzen genannt, und 

zwar sowohl beim Management des Auslandsstandortes als auch beim Werkstattper-

sonal. Dies galt sowohl für Ausbildung und Erfahrung als auch für überfachliche 

Zusatzqualifikationen wie Improvisationsbereitschaft, Problemlösungsfähigkeit oder 

Eigeninitiative. 

 

Beim Management wurde zwar die Zahlung ortsüblicher Löhne angestrebt, jedoch in 

Deutschland übliche Qualifikationen gesucht. Solches Personal war knapp, teilweise 

gab es eine groß e Konkurrenz von ortsansässigen Groß betrieben darum, wobei diese 
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aufgrund ihrer größ eren finanziellen Ressourcen meist zum Zuge kamen. Entgegen 

der ursprünglichen Planung mussten sich die deutschen Manager ständig mit Lei-

tungsproblemen des neuen Auslandsstandortes befassen. 

 

Beim Werkstattpersonal war Folge der mangelnden Qualifikationen, dass die gefor-

derten Qualitä tsstandards erst nach längeren Anlaufphasen und aufwändigem Schu-

lungsaufwand erreicht worden sind. Zusä tzlich waren Materialverbrauch und Aus-

schuss höher als in Deutschland. Die mangelnde Eigeninitiative führte zu teilweise 

erheblichen Produktionsausfä llen, da defekte Anlagen nicht schnell genug repariert 

und fehlende Werkzeuge nicht beschafft wurden. Manchmal wurden solche Störun-

gen auch als willkommene Pause betrachtet, und erst mit Verspä tung nach Deutsch-

land gemeldet und dann von dort auf Anweisungen gewartet. Schließ lich gab es hohe 

Fehlzeiten und Krankenstände. 

 

Weitere Probleme waren Interessendivergenzen und mangelndes Vertrauen zwischen 

den Standorten. 

 

Interessendivergenzen entzündeten sich an Machtfragen. Es ging um Einfluss im 

Unternehmensverbund und die Implementierung von im Mutterwerk eingespielter 

und gewohnter Arbeitsformen. Die Arbeitsformen betrafen die Arbeiter, um Einfluss 

ging es beim Management. Auf beiden Ebenen führte die Dominanz des Mutterun-

ternehmens zu Aversionen, aber auch zu Unsicherheiten, wie Angst um den eigenen 

Arbeitsplatz. Begriffe wie „deutsche Invasion“ , „Ausbeutung“  und „Ausverkauf“  

kennzeichneten in einzelnen Fä llen das Klima.  

 

Von Seiten der Deutschen wurde in einzelnen Fä llen der Verdacht geäuß ert, dass die 

Unternehmenspartner im Ausland „ in die eigene Tasche“  wirtschafteten sowie un-

durchsichtige Geschä ftspraktiken betrieben. Mehrere Interviewte berichteten von 

Fä llen von Wissensdiebstahl, der die Voraussetzung für eine dortige eigenständige 

Entwicklung von Konkurrenzprodukten war. 

 

Unter solchen Bedingungen konnten sich keine als vertrauensvoll zu bezeichnenden 

Geschä ftsbeziehungen entwickeln. Auch konnten diese Verhä ltnisse nicht durch eine 

direkte Kontrolle und durchgreifendere Steuerung kompensiert werden. Der „ lange 
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Atem“  für die Schaffung von Mechanismen zur Bildung einer gemeinsamen Ver-

trauensbasis fehlte. 

 

Groß e Probleme bereiteten den Unternehmen ungeplante Kosten sowie deren korrek-

te Zurechnung.  

 

Als erster Block sind hier Kosten aufgrund der spezifischen Bedingungen am neuen 

Standort zu nennen. Genannt wurden beispielsweise Reparatur- und Ersatzinvestitio-

nen, die aufgrund eines vorschnellen Verschleiß es von Anlagen und Werkzeugen 

auftraten. Dieser war so nicht erwartet worden. Damit einher gingen Kostenprobleme 

in Folge von Qualitä tsmängeln wie aber auch ein Produktivitä tsniveau im neuen Be-

trieb, das ursprünglich höher eingeschä tzt worden war. 

 

Zweitens machten sich hohe Kosten für Transport, Logistik und auch die Reisetä tig-

keit von Managern deutlich bemerkbar. Annahmen stabiler oder gar sinkender 

Transportkosten gingen an der Realitä t vorbei. Vielmehr kam es durch die bereits 

angesprochenen Liefer- und Logistikprobleme zu Auftragsverschiebungen bis hin zu 

Konventionalstrafen. In der Folge angelegte Pufferlager sorgten für zusä tzliche Kos-

ten.  

 

Drittens führte der erwähnte hohe Managementaufwand zu Personalkosten, die ei-

gentlich dem Auslandsstandort hä tten zugeschlagen werden müssen. Dies geschah 

aber nicht. So blieben diese Kosten diffus, und schlugen deutlich auf die Gemeinkos-

ten des deutschen Standortes durch. Zum einen handelte es sich hier um eine falsche 

Zuordnung, in vielen Fä llen waren aber auch die in den Unternehmen verwendeten 

Verfahren der Kostenrechnung nicht in der Lage, wirklich anfallende Kosten zu be-

ziffern. So konnte es passieren, dass in manchen Unternehmen eine abschließ ende 

Kalkulation, was die Verlagerung und Rückverlagerung wirklich gekostet hat, nie 

möglich war. 

 

 

4.5.3 Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
 

Die Internationalisierung wird immer auch beeinflusst von den gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen am Auslandsstandort. In den skizzierten Problemen schlugen 
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sich neben direkt zugänglichen Aspekten auch spezifische Strukturbedingungen der 

verschiedenen Länder nieder, die sich zwar als Managementprobleme manifestierten, 

letztlich aber auf kaum beeinflussbare Rahmenbedingungen zurückzuführen sind. 

Zum Beispiel waren die angesprochenen Personalprobleme sowohl Ausdruck unter-

schiedlicher kollektiver Arbeitsgewohnheiten, -traditionen und -Normen, wie auch 

ebenso Resultate von Arbeitsmarktregulationen und damit verbundener Strukturen 

des Ausbildungs- und Bildungssystems. Einerseits gab es Probleme mit der fremden 

Kultur und Politik, andererseits machte sich die mangelnde Verankerung des Unter-

nehmens in der Region negativ bemerkbar. 

 

Nach den befragten Unternehmensvertretern waren vielfach die kulturellen und poli-

tischen Gegebenheiten im Land des neuen Standortes in ihrer Bedeutung und ihren 

Wirkungen für die Unternehmensaktivitä ten nur schwer einzuschä tzen.  

 

Unisono wurde auf sehr ungewohnte Arbeitsgewohnheiten und Geschä ftspraktiken 

verwiesen, auch als „Basar –  Mentalitä t“  beschrieben. Gemeint sind von den Inter-

viewpartnern als sehr locker empfundene Formen des Umgangs mit Kundenaufträ -

gen, Produktionsproblemen und administrativen Vorgängen. Die bereits angespro-

chenen Vertrauens- und Verständigungsprobleme wurden so nicht nur verstä rkt, son-

dern vom deutschen Management bald als unlösbar empfunden.  

 

In diesem Kontext beklagten die Unternehmensvertreter auch politische und rechtli-

che Unwägbarkeiten. Genannt wurden Eigentumsregelungen oder Steuerbestimmun-

gen, die insbesondere in den Transformationsländern Mittel- und Osteuropas oft un-

durchsichtig und willkürlich gewesen seien. Von erforderlichen Bestechungsgeldern 

wurde man völlig überrascht, ebenso wie von undurchsichtigen Sonderabgaben, 

willkürlich erscheinenden Verwaltungsauflagen bis hin zu nicht erwarteten Anwalts-

kosten und Steuern. 

 

Zum besonderen Problem wurde darüber hinaus die besondere Industriestruktur des 

neuen Standortes. Verwiesen wurde auf eine schwierige Zuliefersituation, die dazu 

führte, dass Vorleistungen und Materialien zum überwiegenden Teil vom deutschen 

Werk geliefert oder in Westeuropa beschafft werden mussten. Das Management ei-

niger Betriebe hatte zwar den Zuliefermarkt in Osteuropa untersucht, dabei aber bei-
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spielsweise übersehen, dass die seit jeher  auf groß betriebliche Massenproduktion 

ausgelegten Unternehmens- und Produktionsstrukturen der dortigen Stahlproduzen-

ten kaum in der Lage waren, den differenzierten Lieferwünschen kleinbetrieblicher 

Produzenten nachzukommen.  

 

Das Management vieler Unternehmen hatte die Bedeutung des „Netzes vor Ort“ 

unterschä tzt. Neben einem funktionierenden Dienstleistungsumfeld wie insbesondere 

Rechts- und Steuerberatung gehörten dazu vor allem Lieferanten, deren Leistungen 

von der Beschaffung einfachster Teile wie zerbrochener Fensterscheiben bis hin zur 

zuverlässigen Lieferung wichtiger Ersatzteile für Anlagen reichten. Auf die Mög-

lichkeiten und Notwendigkeiten für den Aufbau solcher lebensnotwendiger Netze 

war nicht geachtet worden. 

 

 

4.5.4 Ergebnisse 
 

Insgesamt kumulierten viele der angesprochenen Probleme zu einer Lage, die sich 

für die Unternehmensleitung schließ lich als groß er Kostendruck darstellte. Die ur-

sprüngliche Hoffnung auf Kostensenkung durch die Internationalisierung erfüllte 

sich nicht. Die Kompensationsversuche verschlechterten diese Situation noch. Die 

Reaktion war dann ein vollständiger Rückzug aus der Auslandsproduktion. In nahezu 

allen Fä llen führte die negative Auslandserfahrung zu einer Neubewertung des bishe-

rigen Inlandsstandortes und zu einer Nutzung von dort bislang nicht ausgeschöpften 

Produktivitä ts- und Innovationspotentialen. 

 

Als Konsequenz der Erfahrungen wollten sich einige Unternehmen nur noch um den 

Inlandsmarkt kümmern, einige schlossen in der Zukunft weitere Versuche nicht aus, 

und eine weitere Gruppe nutzte die negativen Erfahrungen zu einer Ä nderung ihrer 

Strategie. 

 

Das weitere Verhalten dieser „ Internationalisierungslerner“  kann auch als Fazit aus 

den beschriebenen Problemen gesehen werden. Diese Unternehmen agieren nicht 

mehr ausschließ lich orientiert am Ziel der Kostensenkung, bereiten sich sorgfä ltiger 

vor als früher und gehen die Eröffnung neuer Produktionsstä tten an neuen Standorten 
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verschiedentlich in Kooperation mit weiteren deutschen Partnern an. So soll das Ri-

siko von Anfang an gering gehalten werden.  

 

So sind Produktionsverlagerungen aus reinen Kostenmotiven nach Kaufmann und 

Menke49 zumindest in den mittel- und osteuropä ischen Staaten auch kaum zu beo-

bachten. Engagements, die ausschließ lich auf niedrigen Lohnkosten fuß en, werden in 

der Regel als nicht kapitalunterlegte Engagements, z.B. durch Lohnveredelung, Sub-

Contracting oder einfache Auß enhandelsformen etabliert. Reine Lohnkostenmotive 

verlangen Flexibilitä t. Die Engagements müssen sich von Zeit zu Zeit an unter-

schiedliche Lohnniveaus in verschiedenen Ländern anpassen, d.h. den Standort leich-

ter wechseln können. 

 

 

4.6 Risiken in FuE - Kooperationen 

 

Betroffen von FuE - Kooperationen sind drei Bereiche eines KMU, die Kernkompe-

tenzen des Unternehmens, die finanziellen Ressourcen sowie die 

Managementkapazitä ten (s. auch Kap. 3.4). Alle diese Bereiche stellen knappe 

Ressourcen dar und können damit die Bereitschaft zu technologieorientierten 

Kooperationen hemmen.   

Um die Risiken in FuE - Kooperationen benennen zu können, sollen Vorteile gegen 

Nachteile abgewogen werden.  

 

Belzer50 weist verschiedene Motive für FuE - Kooperationen aus, die damit auch als 

Vorteile gesehen werden können : 

 

§ Reduktion von Risiko 

§ Größ eneffekte und Rationalisierung 

§ Austausch von Technologie 

§ Beeinflussung des Wettbewerbs 

§ Ü berwindung regulativer Beschränkungen 

§ Vertikale Quasiintegration der Partner im Sinne einer Wertschöpfungskette 

§ Erleichterung der Internationalisierung 
                                                 
49 Kaufmann / Menke (1997), S. 101ff. 
50 Belzer (1991), S. 30 
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Diese Motive bei Belzer sind im Kontext von technologieintensiven Produktionsbe-

trieben zu sehen. So bewertet er auch die Risikoreduktion und den technologischen 

Austausch am höchsten. Sieht man dies jedoch mit den  Voraussetzungen von KMU 

(Kap. 2.2), so kommt man zu dem Schluss, dass die finanziellen Ressourcen durch-

aus geschützt werden, während das Unternehmen evt. Kernkompetenzen offen legen 

muss. Damit wird eine Kooperation mit einem ausländischen Partner attraktiv, wenn 

kein direkter Wettbewerb besteht. 

 

Nach Belzer51 gibt es bei technologieorientierten Unternehmenskooperationen aber 

auch eine Reihe von Schwierigkeiten. Die Verhandlungs- und Transaktionskosten 

sind höher als in Einzelgeschä ften, bei Projekten schlagen die Probleme der wechsel-

seitigen Adaption zu Buche. Es kann zu einer hohen Abhängigkeit vom Partner 

kommen, auch zu Schwierigkeiten bei der Zurechnung von Ergebnissen, und es kann 

zu Geheimhaltungsverlusten kommen. Zusä tzlich besteht die Gefahr der Einbuß e 

eines Wissensvorsprunges gegenüber der Konkurrenz sowie die Hemmung eigener 

Entwicklungen. Belzer ist der Meinung, dass diese Schwierigkeiten viele Kooperati-

onen verhindern. 

 

Nach Kaufmann52 birgt eine Adaption von fremdartigen Fähigkeiten das Risiko der 

Verwässerung der Kernkompetenz. In FuE - Kooperationen kann dies der Fall sein, 

wenn die Partner nur ähnliche, jedoch nicht gleiche Entwicklungsziele haben. Es 

besteht die Gefahr, dass die Ergebnisse einen nicht optimalen Kompromiss darstel-

len. 

 

Pfirrmann / Hornschild53 nennen als Risiken noch die Offenlegung von Innovations- 

und Produktstrategien gegenüber Externen sowie die Gefahr einer verfrühten Markt-

einführung eines gemeinsam entwickelten Produktes, also Betrug.  

 

Lubritz54 hat festgestellt, dass die FuE - Kooperation tatsächlich die am wenigsten 

verbreitete Kooperationsform darstellt. 

                                                 
51 Belzer (1991), S. 31 
52 Kaufmann (1993), S. 14f. 
53 Pfirrmann / Hornschild (1999), S. 47 
54 Lubritz (1996), S. 242ff. 
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4.7 Zusammenfassung 

 

Die Risiken in der Kooperation sind vielfä ltiger Natur. Die allgemeinen Risiken 

können den Betrieb in seiner Substanz treffen, sei es als finanzielle Ü berforderung, 

in seiner Unabhängigkeit oder bei seinen Kernkompetenzen. Die speziellen Risiken 

in der Kooperation, hier dargestellt für die Bereiche der Vertriebs-, der Produktions- 

sowie der FuE- Kooperation, lassen sich trennen in Risiken, wie sie bei erstmaliger 

Aufnahme von internationaler Geschä ftstä tigkeit auftreten und Risiken, die durch die 

enge Verbindung mit dem Partner entstehen. Ersterer Typ tritt bei Produktionskoope-

rationen in den Vordergrund, die partnerspezifischen Risiken scheinen am stä rksten 

bei der FuE - Kooperation aufzutreten. Die Vertriebskooperation scheint auf die Be-

wä ltigung von nichtversicherbaren Risiken ausgelegt zu sein, ohne dabei den Gewinn 

aus den Augen zu verlieren, was die starke vertragliche Festschreibung bei dieser 

Kooperationsform verdeutlicht. Allerdings sind bei der Internationalisierung durch 

Kooperation immer beide Typen von Risiken vertreten. 

 

Insgesamt gesehen scheint es so, dass mit der Kooperation Risiken geteilt oder ver-

mieden werden sollen, wobei auf diese Weise neue Risiken durch die Partnerbindung 

hinzukommen. Um diese neuen Risiken gering zu halten, wird bei der Partnersuche 

viel Sorgfalt verwendet. Findet sich kein geeigneter Partner, dann wird nicht koope-

riert. 
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5 Risikoabschä tzung 
 

5.1 Spieltheoretische Analyse des Partnerrisikos55 

 

Bei der Bewertung eines Kooperations- Risikos spielt der Partner eine herausgeho-

bene Rolle. Von seinem Mitwirken hängt der Erfolg entscheidend ab. Um ein Ver-

ständnis der Positionen in Kooperationen zu erlangen, soll hier auf die Spieltheorie 

eingegangen werden. Sie liefert Erkenntnisse über mögliche Risiken des unkoopera-

tiven Verhaltens, wie diese zu vermeiden sind, und wie Ihnen begegnet bzw. vorge-

beugt werden kann. 

 

In der Spieltheorie entscheiden die Unternehmen in jeder Spielrunde simultan, ob sie 

sich kooperativ verhalten, wie viel sie in die Kooperation einbringen bzw. wie viel 

sie herausziehen. Die Analyse einer solchen Beziehung erfordert vielfä ltige Kennt-

nisse. Erst Informationen über die Art des Spiels, Annahmen über die Informations-

struktur, die zu erwartenden Auszahlungen, Verhaltenskombinationen etc. würden es 

ermöglichen, optimale Strategien zu ermitteln. In der Praxis hä tte ein solches Spiel 

zu viele Unbekannte, und wä re deshalb nicht optimal zu lösen. Eine Möglichkeit der 

Vereinfachung und damit die Möglichkeit, das Problem für die Praxis griffiger zu 

machen, bietet das Gefangenen-Dilemma. 

 

Hier geht es einerseits um den langfristigen Nutzen der Kooperation und um die 

kurzfristigen Betrugsanreize. Andererseits um den Widerstreit von individuellem und 

gemeinsamen Nutzen. Solch ein Dilemma tritt dann auf, wenn die Auszahlung für 

einen Betrug (T) in einer Runde höher ist als die Auszahlung für Kooperation (R) (s. 

Tabelle 4). Wenn der Betrogene sich selbst kooperativ verhalten hat, erhä lt er dann 

nur die Auszahlung (S). Die beiderseitige Auszahlung (P) kommt dann zustande, 

wenn beide Parteien kein Risiko eingehen wollten, und somit betrogen haben. In 

beiden Fä llen geht die gemeinsame Kooperationsrente mit (R) > (P) verloren. Bei 

vollständiger Information der Partner wä re Kooperation effizient, da beide (R) und 

nicht nur (P) erzielen könnten. 

 

 

                                                 
55 Kaufmann (1995), S. 38ff. 
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Tabelle 4 : Das Gefangenen-Dilemma 

              
  Unternehmen B   Kooperation    Nicht-Kooperation   
  A           

  Kooperation   ( R )                       ( T )    
       ( R )    ( S )   

  Nicht-Kooperation ( S )                       ( P )    
       ( T )      ( P )    

         
  ( R ) = Auszahlung bei gegenseitiger Kooperation, z.B.: 5   
  ( T ) = Auszahlung des Betrügers, z.B.: 7   
  ( S ) = Auszahlung des Betrogenen, z.B.: 1    
  ( P ) = Auszahlung bei gegenseitigem Betrug, z.B.: 2   
              
 

Quelle : Kaufmann (1995), S. 38 

 

In einer längerfristigen Perspektive kann ein Unternehmen nur dann die höhere Be-

trugsauszahlung (T) erhalten, wenn das andere Unternehmen weiterhin fair arbeitet 

und keine Vergeltung vornimmt. Die dauerhafte Vorteilhaftigkeit eines Betruges 

hängt also vom Verhalten und von den Reaktionsmöglichkeiten des Betrogenen ab. 

In der Regel wird er den Betrug bemerken und selbst zur Nicht-Kooperation überge-

hen, da (P) > (S). Da in Zukunft nur noch (P) zu erzielen ist, geht die Kooperations-

rente verloren und beide Unternehmen bekommen nur noch ein schlechteres Ergeb-

nis (P) < (R). Dieses Dilemma müssen die Unternehmen durch Verabredungen, Ver-

handlungen und Sicherheitenaustausch überwinden, um zu Kooperationssynergien zu 

kommen. 

 

Es gibt Möglichkeiten, dem Dilemma zu entfliehen. So wird der Kooperationserfolg 

durch Kontrolle, Sicherheiten und sorgfä ltige Vorauswahl von Partnern und Projek-

ten gestützt. Reputation und Vertrauen steigern die Kooperationseffizienz. Langfris-

tige Kooperationsbeziehungen schaffen Vorteilspotentiale, die Partner müssen aber 

darauf achten, dass sie selbst auch langfristig attraktiv bleiben. 

 

Um sich zu schützen, können die Unternehmen mit Kontroll- und Sanktionsmaß -

nahmen die Betrugsanreize senken. Dies führt im Paradigma des Gefangenen-

Dilemmas zu einer Verminderung der Auszahlung des Betrügers. Gleichzeitig wird 

die Auszahlung des Geschädigten höher. Der Nicht-Kooperationsanreiz (T-R) sinkt 

also. Solche Auszahlungsänderungen können Entschädigungszahlungen, Vorfä llig-
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keitszahlungen, Konventionalstrafen und allgemein Vertragsstrafen oder die Stellung 

von Garantien und Sicherheiten sein. Sie sind Gegenstand des Kooperationsvertra-

ges. Um die Drohung glaubhaft zu machen, sind Kontrollmöglichkeiten erforderlich, 

insbesondere dann, wenn die eingebrachten Leistungen nicht unmittelbar zu beo-

bachten und zu bewerten sind. Solche Kontrollen verursachen zwar Kosten, sind aber 

sinnvoll, wenn dadurch erst Vergehen entdeckt und bestraft werden können und so 

die Kooperationsbeziehung gesichert wird. 

 

Die Risikoabschä tzung sollte schon bei der Vorauswahl der Partner und der Projekte 

beginnen. So sind Partnerschaften mit Konkurrenten besonders gefährlich, Projekte 

mit leicht manipulierbaren und schwer kontrollierbaren Inhalten, wie z.B. FuE –  Pro-

jekte, bergen besondere Risiken. In solch plastischen, riskanten Kooperationsberei-

chen überkompensieren die Transaktionskosten leicht die leistungswirtschaftlichen 

Vorteile. 

 

Bei nicht vereinbarungsgemä ß em oder nicht vertragsgemä ß em Verhalten besteht für 

ein Unternehmen die Gefahr des Verlustes an Reputation. Dies um so mehr, je öf-

fentlichkeitswirksamer die Kooperation kommuniziert wird. Eine Ankündigung in 

den Medien kann so als „Reputationskapitaldrohung“  eingesetzt werden. Wird dem 

Partner nach einer solchen Ankündigung öffentlich der Bruch einer Beziehung oder 

unkorrektes Verhalten angelastet, so ist es für ihn in der Zukunft schwieriger, andere 

Geschä ftsbeziehungen aufzubauen.  

 

Verfügen andererseits die Beteiligten über Erfahrungen und gibt es Signale der Ver-

lässlichkeit und Kooperationswilligkeit der Partner, so werden die Risiken geringer 

geschä tzt und können als ein Substitut für starke Kontrollmaß nahmen gelten. Besteht 

die Gefahr eines Vermögensverlustes, so ist ein bekannt faires, entgegenkommendes 

Verhalten ein Signal für eine entsprechende Reputation. In Situationen des Moral 

Hazard, wenn also ein konkreter Betrugsanreiz eintritt, ist der Ruf eines fleiß igen 

und sorgfä ltigen Verhaltens förderlich, um ein solches Gefahrenpotential für den 

Partner zu entschä rfen. Bei Qualitä tsunsicherheit muss das Unternehmen Ehrlichkeit 

und Offenheit zeigen, um seine Fähigkeiten zu demonstrieren, und diese Art der Un-

sicherheit zu lindern. 
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Je größ er die Wahrscheinlichkeit einer lange andauernden Zusammenarbeit von 

Unternehmen ist, desto größ er ist die Kooperationsbereitschaft zur Erzielung einer 

hohen Kooperationsrente, und desto niedriger der Betrugsanreiz ( ∑(R-P) > (T-R) ). 

Die von Anfang an bekannte zeitliche Beschränkung eines Kooperationsabkommens 

hat dagegen eine Verminderung der Bereitschaft zu kooperativem Verhalten zur Fol-

ge. Je länger sich dieselben Unternehmen in einer Partnerschaft befinden, desto eher 

kann sich eine kooperative Einstellung aufgrund positiver Erfahrungen herausbilden. 

Es geht dabei nicht um freundschaftliche Dienste, sondern es bildet sich kooperatives 

Verhalten, weil sich alle Beteiligten davon Vorteile versprechen. Dies ist besonders 

dann von Bedeutung, wenn im Kooperationsvertrag Leistung und Gegenleistung 

nicht genau fixiert sind. Es bestehen in langfristigen Beziehungen Möglichkeiten zur 

Erreichung von Effizienz durch wechselseitige Verhaltensanpassungen sowie „Er-

ziehungsmaß nahmen“ . 

 

Zunächst einmal gibt es ohne Sicherungen keine optimale Verhaltensstrategie, je-

doch ist die Methode „Tit for Tat“  geeignet, kooperatives Verhalten zu erzielen. „Tit 

for Tat“  besagt, dass auf das Verhalten des Partners in gleicher Weise reagiert wird. 

Z.B. geht man selbst mit gutem Beispiel voran, bestraft aber sogleich unkooperatives 

Verhalten des Partners. Verhä lt dieser sich wieder kooperativ, ist man es auch. Ein-

fachheit und Klarheit einer solchen Strategie macht das eigene Verhalten so prognos-

tizierbar, es kann sich Schritt für Schritt Vertrauenskapital aufbauen. 

 

Eine wichtige Voraussetzung für die Stabilitä t einer Kooperation ist der Erhalt der 

gegenseitigen Leistungsfä higkeit und Vorteilhaftigkeit. Sinkt die Attraktivitä t 

eines Partners gegenüber anderen potenziellen Partnern, gibt es einen Wechselanreiz, 

ein Abbruch der Partnerschaft wird wahrscheinlicher. Im Gefangenen-Dilemma sinkt 

(R), gleichzeitig wird der Anreiz zur Mitnahme von (T), also der Betrugsauszahlung, 

größ er. Steigt der Anreiz zum Betrug, werden auch die Transaktionskosten höher, da 

aggressiver gehandelt wird, und Ansprüche z.B. auch gerichtlich durchgesetzt wer-

den. 

 

 

 

 



 58 

Zusammenfassend lassen sich einige Strategien zur Abschä tzung und Ü berwindung 

des Gefangenen-Dilemmas bei Kooperationen nennen.  

 

• Zunächst ist die Kooperation um so stabiler, je symmetrischer und stä rker die 

wechselseitige Abhängigkeit der Unternehmen voneinander ist. 

 

• Weiterhin ist Kooperation ein Prozess. Erfahrungssammlung und entsprechende 

Verhaltenssignale sollten im Laufe der Kooperation dazu führen, dass Risiken und 

Kosten langsam sinken. Diesen Prozess kann man beschleunigen, wenn man den 

Partner vor Abschluss einer Kooperationsvereinbarung schon kennt. 

 

• Die gegenseitige Vorteilhaftigkeit der Partner ist die Grundlage einer guten Zu-

sammenarbeit. Ist ein Partner zu schwach, sinkt die Kooperationsrente (R). 

 

• Ein ausreichender Zeithorizont ist wichtig, um den Erwartungswert der Kooperati-

onsrente hoch zu halten. 

 

• Die Transparenz wird verbessert, wenn die Kooperationsgruppe klein ist, Mess- 

und Zuordnungsprobleme werden entschä rft. Ferner erleichtert es eine wechselseitige 

Reaktion auf Maß nahmen des Partners. 

 

• Hohe Betrugsrisiken bilden trotz bester Absichten keine gute Grundlage für ein 

Gemeinschaftsprojekt. Die erzielbaren Synergien können durch hohe Kontrollkosten 

leicht zunichte gemacht werden. Ressourcen mit groß er Manipulierbarkeit in strate-

gisch wichtigen Geschä ftsbereichen sind keine empfehlenswerte Kooperationsgrund-

lage. 

 

 

5.2 Gesellschaftliche Rahmenbedingungen  

 

Nach Buckley/Casson56 ist die interkulturelle Dimension sogar wichtiger als die in-

ternationale Dimension einer Kooperation. Sicher sind die rechtlichen Gegebenheiten 

in einem anderen Land anders als im Heimatmarkt. Eine Kooperation basiert aber 
                                                 
56 Buckley / Casson (1988), S. 35 
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eher auf Vertrauen als auf rechtlichen Sanktionen. Vertrauen wird Mitgliedern der-

selben kulturellen Gemeinschaft eher entgegen gebracht als Auß enstehenden. Die 

soziale Gruppe kann sogar stä rker bindend wirken als die Zugehörigkeit zu einem 

Staat. Das Verhalten des Management wird ebenso von ihrer sozialen Zugehörigkeit 

bestimmt, wie von der normativen Umwelt ihres Heimatlandes. So kann es weniger 

wichtig sein, ob ein Unternehmen britisch oder italienisch ist, als das sein Manage-

ment protestantisch oder jüdisch, angelsächsisch oder slawisch ist. Nationale und 

kulturelle Eigenschaften korrelieren zwar oft, jedoch nicht immer. In manchen Fä l-

len, wie dem japanischer Firmen, ist es sehr problematisch, diese beiden Einflüsse als 

solche getrennt zu sehen. 

 

Die Autoren heben die langfristige Perspektive des kulturellen Austausches bei in-

ternationalen Kooperationen hervor. Der Erfolg hängt hier sehr davon ab, wie auf-

nahmebereit ein Unternehmen für fremde Einflüsse ist. Die Einflüsse können sich 

durchaus positiv im ganzen Unternehmen und auch auf andere internationale wie 

auch sonstige Aktivitä ten auswirken. 

 

In Kapitel 4.5 wurde beschrieben, dass sich rechtliche und steuerliche Rahmenbedin-

gungen negativ auswirken können. Buckley/Casson heben noch einmal die interkul-

turelle Perspektive hervor. Otte57 empfiehlt, sich in beiden Fä llen umfangreiche Be-

ratungsleistungen zu erwerben, da die Kosten so geringer sind als bei einem Lernen 

durch Versuch und Irrtum. Neben Rechtsanwä lten, Steuer- und Unternehmensbera-

tern weist er dabei insbesondere auf Beratungsmöglichkeiten im kulturellen Bereich 

hin. Dieses Feld wird abgedeckt von den (deutschen) Auß enhandelskammern, von 

den Goethe Instituten sowie von privaten Beratern. 

 

Bei der Abschä tzung der normativen und kulturellen Risiken ist nach Vernon58 her-

vorzuheben, dass der Grund für die Kooperation mit einem Partner ja gerade die 

Minderung der normativen Risiken sein kann. Wie schon in Kapitel 4.4 wird hier ein 

als bedeutend eingeschä tztes Risiko um den Preis eines neuen, des als geringer ein-

geschä tzten kulturellen Risikos, gemindert. 

 

 
                                                 
57 Otte (1996), S. 80ff. 
58 Vernon (1983), S. 205 
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5.3 Marktrisiko  

 

Betrachtet man die in Kapitel 4.4 gemachten Aussagen zur Vertriebskooperation 

noch einmal unter dem Gesichtspunkt der Risikoabschä tzung, so kommt man zu dem 

Ergebnis, dass die wichtigsten Punkte der Informationsfluss über den neuen Markt 

sowie die aktiven Marktbearbeitungsaktivitä ten des Partners sind. Wenn diese Punk-

te funktionieren, trägt die Kooperation zur Senkung des Marktrisikos bei. 

 

Der Wahrheitsgehalt von Informationen ist kaum kontrollierbar, ein regelmä ß iger 

und vollständiger Fluss ist sehr wichtig. Hier sind regelmä ß ige Treffen und ein ver-

trauensvolles Verhä ltnis also Grundlage der Kooperation. 

 

Um im neuen Markt Erfolg zu haben, müssen Marktbearbeitungsaktivitä ten des Part-

ners erfolgen. Der genaue Umfang sollte nicht dem Zufall überlassen werden, son-

dern Gegenstand der Kooperationsvereinbarung sein. So ist der hohe Formalisie-

rungsgrad von Vertriebskooperationen also durchaus sinnvoll. 

 

 

5.4 Finanzielles Risiko  

 

Grundsä tzlich sind viele Unternehmen, die ins Ausland gehen, von ihrer Eigenkapi-

talquote und ihrer Eigenkapitalrendite her als überdurchschnittlich stabil anzuse-

hen.59 Auslandsengagements werden zunächst aus Eigenmitteln und aus bestehenden 

Kreditlinien finanziert, erst wenn diese erschöpft sind, werden weitere Kredite in 

Anspruch genommen. Das liegt unter anderem daran, dass der Zugang zu Banken für 

KMU im Zielland schwierig ist.60 

 

Auch bei deutschen Banken treffen die Unternehmen auf Hürden. Als spezielle Prob-

leme einer Auslandsfinanzierung werden ein teilweise geringer Eigenmittelanteil 

sowie ein meist geringes Investitionsvolumen angesehen. Das Risiko „ lohnt“  sich 

also nicht für die Bank. Problematisch sind auch die nachgefragten langen Laufzei-

ten. Die deutsche Bank sieht die Sicherheiten im Ausland als nicht werthaltig an, 

Sicherheiten im Inland sind oftmals nicht ausreichend. Weiterhin für die Risikoein-
                                                 
59 Mann (1999), S. 5f. 
60 Eisenmann (1999), S. 8 
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schä tzung der Banken bedeutend ist die Tatsache der geringen Marktkenntnis sowie 

fehlende Managementkapazitä ten beim Unternehmen.61 

 

Um die Probleme bei der Finanzierung abzumildern, gibt es verschiedene Möglich-

keiten. Die KfW bietet ein Mittelstandsprogramm für Investitionen im Ausland an, 

welches aber bei geringen Beträgen in der Praxis nicht genutzt werden kann. Weiter-

hin stellt die KfW Risikokapital zur Verfügung. Verschiedene deutsche Banken 

betreiben Kooperationen mit Banken im Ausland, um so die deutschen Kunden im 

Ausland mit Krediten zu versorgen. Hier dient die Geschä ftsbeziehung zur deutschen 

Bank als „Türöffner“ . 62 Die Bundesregierung liefert einen Beitrag mittels Investiti-

onsschutzverträgen mit anderen Ländern und versichert politische Risiken über die 

Hermes - Bürgschaften (s.Kap.4.4.).63 

 

Insgesamt ist die Belastung von KMU durch eine Auslandsinvestition als drei mal 

höher anzusehen als eine im Inland. Gerade für sehr kleine Unternehmen stellt dies 

eine Marktzutrittsschranke dar.64 

 

Es lässt sich folgern, dass das finanzielle Risiko für ein KMU doch erheblich ist. Aus 

diesem Grund ist das Bestreben, es mit einem Partner zu teilen, bzw. durch diesen 

erst einen Zugang zum lokalen Finanzmarkt zu erhalten, durchaus sinnvoll. Gerade 

für kleine Unternehmen dürfte es eine effektive Möglichkeit sein, Marktzutritts-

schranken zu überwinden. Im Lichte des sehr groß en Risikos wird auch wieder deut-

lich, warum KMU auf die Partnerwahl besonderen Wert legen.  

 

 

5.5 Das Konzept des Risikomanagement 

 

Nach Hermann65 gliedert sich das Risikomanagement in die drei Bereiche Risikoer-

kennung, Risikobewertung und Risikobewä ltigung. Im unternehmerischen Risiko-

management wird von einer Vielzahl risikobehafteter Vorgänge gesprochen, denen 

mit organisatorischen Maß nahmen begegnet werden soll. Im hier diskutierten Fall 

                                                 
61 Eisenmann (1999), S. 8 
62 Mann (1999), S. 5f. 
63 Hupperich (1999), S. 7f. 
64 Mann (1999), S. 5f. 
65 Hermann (1996), S. 40ff. 
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der Internationalisierung durch Kooperation gibt es aber nicht zahlreiche Vorgänge, 

sondern die Internationalisierung zeichnet sich eher durch einen Projektcharakter 

aus. Somit muss das Projekt als ganzes einer Risikobetrachtung unterzogen werden. 

 

Nach Kaufmann66 besteht eine Strategie des Risikomanagements schon in der Wah-

rung oder Schaffung einer flexiblen Position, die dem Unternehmen zu Beginn seiner 

Internationalisierung noch viele Handlungsalternativen offen hä lt und seinen Hand-

lungsspielraum nicht zu sehr einengt. 

 

Die hier angesprochenen Risiken und die Risikoabschä tzung liefern viele Anhalts-

punkte zu einer Risikoanalyse und zeigen auch schon Möglichkeiten zu ihrer Bewä l-

tigung auf. Insofern liefert die vorliegende Arbeit viele Hinweise für ein Projektbe-

zogenes Risikomanagement bei der Internationalisierung durch Kooperation, auch 

wenn dies nicht ihr Ziel war. 

 

 

                                                 
66 Kaufmann (1993), S. 37 
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6 Schlussbetrachtung 
 

In der vorliegenden Arbeit wurden die Risiken einer Internationalisierung von KMU 

durch Kooperation sowie die Möglichkeiten zu deren Abschä tzung dargestellt. Hier-

zu wurde zunächst ein allgemeiner Rahmen abgesteckt, sowie die generellen Prob-

leme von KMU bei der Internationalisierung beschrieben. Dann wurde die Fähigkeit 

der Kooperation als Mittel zur Milderung dieser Probleme dargestellt. Im folgenden 

wurden die speziellen Risiken für den Betrieb sowie die in einer Kooperationsbezie-

hung liegenden Risiken beschrieben, um dann auf einzelne Kooperationstypen spe-

ziell einzugehen. Als Mittel der Risikoabschä tzung wurde die Spieltheorie darge-

stellt, sodann für weitere Risikobereiche Anhaltspunkte für ihre Abschä tzung gelie-

fert. 

 

Als Ergebnis ist zunächst festzuhalten, dass KMU nicht nur Nachteile gegenüber 

Groß unternehmen bei der Internationalisierung haben, sondern durchaus auch 

Vorteile, so z.B. ihre flexible Struktur. Erhalten sie sich ihre Flexibilitä t auch in einer 

Kooperationsbeziehung, so stellt diese eine gute Form der Risikominimierung dar. 

 

Es ist angebracht, hier zunächst einmal verschiedene Kategorien von Risiko zu tren-

nen. Es gibt Risiken bei einer Kooperation, bei der Internationalisierung, und auch 

im normalen Geschä ftsbetrieb. Diese Ebenen sind zunächst einmal unabhängig von-

einander. Wollen wir sie zusammenbringen, also alle Ebenen auf einmal betrachten, 

so stellt sich die Frage nach einer sinnvollen Gliederung. In dieser Arbeit wurde zu-

nächst einmal der Bereich der Internationalisierung getrennt betrachtet, da er in sich 

gut abgrenzbar ist. Sodann wurde auf den Bereich Kooperation eingegangen, und 

zwar als Lösungsversuch dieser Problematik. Dann wurden diese beiden Bereiche 

angewendet auf spezielle Risiken. Hier zunächst wieder die allgemeineren Risiken, 

dann die Risiken der internationalen Geschä ftstä tigkeit in den Bereichen Vertrieb, 

Produktion und FuE. Teilweise wurden hier schon, soweit sinnvoll, Möglichkeiten 

der Risikoabschä tzung genannt. Im letzten Kapitel wurde dann das Bild komplettiert. 

Als probates Mittel der Abschä tzung des Partnerrisikos wurde das Gefangenen-

Dilemma dargestellt, sowie noch nicht behandelte, jedoch wichtige Bereiche einer 

genaueren Untersuchung unterzogen. 
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Was ist nun als Ergebnis der Arbeit zu werten ? Die Risiken der Internationalisierung 

werden durch eine Kooperation mit einem Partner gemildert, jedoch kommt ein neu-

es Risiko hinzu, das Partnerrisiko. Da die Kooperation im internationalen Geschä ft 

von KMU eine bedeutende Rolle spielt, kann angenommen werden, dass dieses Part-

nerrisiko geringer eingeschä tzt wird als die Risiken des Alleingangs. Jedoch nur, 

wenn dieser Partner auch als vertrauenswürdig erscheint. Sonst scheitert die Koope-

ration schon an der Partnersuche. Und hier scheinen viele KMU zu übersehen, dass 

dieses Vertrauen auch im Laufe einer Geschä ftsbeziehung aufgebaut werden kann. 

Mit kleinen Schritten lässt sich das Anfangsrisiko gering halten, es bleibt Zeit zum 

kennenlernen. Genau diesen Weg beschreiten erfolgreiche KMU, indem sie 

Kooperationen aus einer bestehenden Geschä ftsbeziehung heraus mit einem bereits 

bekannten Partner starten. Dieser Weg des schrittweisen Vorgehens scheint Risiken 

zu minimieren und eine gute Risikoabschä tzung zu gewährleisten. 

 

Vollständige Sicherheit erreicht man auch so nicht. Die Auseinandersetzung mit den 

Risiken eines Unternehmens führt zur gesteigerten Erkenntnis, wie unsicher die Ziel-

erreichung tatsächlich ist und wo diese Unsicherheiten zu finden sind. Allein diese 

Erkenntnis ist bereits als ein erster wesentlicher Erfolgsmeilenstein auf der Wegstre-

cke zur bewussten Bewä ltigung ausschlaggebender Risiken zu werten.67 

 

Zum Abschluss ist zu bemerken, dass die hier beschriebenen Risiken und die Mittel 

zu ihrer Abschä tzung gut in ein Konzept eines betrieblichen Risikomanagements 

passen. Sie liefert viele Hinweise für eine fundierte Risikoanalyse. 

                                                 
67 Hermann (1996), S. 278 
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